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B e r i c h t

des Untersuchungsausschusses 3/3

"Einsatz des Landesamts für Verfassungsschutz zur Informa-
tionsgewinnung über Kandidatinnen und Kandidaten für
Kommunalwahlen durch den Thüringer Innenminister"

Der Untersuchungsausschuss erstattet dem Landtag gemäß § 28 des Untersu-
chungsausschußgesetzes folgenden Abschlussbericht:
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A.
Der Untersuchungsausschuss 3/3

Einsetzung, Auftrag und Konstituierung

I. Untersuchungsauftrag

Der Thüringer Landtag hat auf Antrag der Abgeordneten Buse, Dittes, Dr. Fi-
scher, Gerstenberger, Dr. Hahnemann, Huster, Dr. Kaschuba, Dr. Klaubert,
Dr. Koch, Dr. Stangner, Sojka, Nitzpon, Nothnagel, Ramelow, Scheringer, Sed-
lacik, Thierbach, Dr. Wildauer, K. Wolf, Zimmer (vgl. Drucksache 3/1775 -
Neufassung) in seiner 47. Sitzung am 6. September 2001 beschlossen, einen
dritten Untersuchungsausschuss - "Einsatz des Landesamts für Verfassungsschutz
zur Informationsgewinnung über Kandidatinnen und Kandidaten für Kommu-
nalwahlen durch den Thüringer Innenminister" - gemäß Artikel 64 Abs. 1 Satz 1
der Verfassung des Freistaats Thüringen in Verbindung mit § 2 Abs. 2 des Un-
tersuchungsausschußgesetzes (UAG) und § 83 Abs. 2 der Geschäftsordnung
des Thüringer Landtags (GO) einzusetzen (vgl. Drucksache 3/1801).

Der Untersuchungsauftrag lautet wie folgt:

Veranlasste der Thüringer Innenminister, Christian Köckert, das Landesamt
für Verfassungsschutz, Informationen über den Bürgermeister der Stadt Blan-
kenhain Schneider und den Beigeordneten der Stadt Blankenhain Peikow zu
gewinnen?

II. Zusammensetzung und Mitglieder

Der Untersuchungsausschuss bestand gemäß § 4 Abs. 1 UAG aus zehn Mit-
gliedern. Dabei entfielen auf die Fraktion der CDU sechs Sitze sowie auf die
Fraktionen der PDS und der SPD jeweils zwei Sitze (§ 4 Abs. 2 UAG).

Der Thüringer Landtag hat in seiner 50. Sitzung am 12. Oktober 2001 gemäß
§ 5 Abs. 1 und 2 UAG den Abgeordneten Willibald Böck (CDU) als Vorsitzen-
den und den Abgeordneten Otto Kretschmer (SPD) als stellvertretenden Vor-
sitzenden des Untersuchungsausschusses 3/3 gewählt (vgl. Drucksache 3/1895).
In seiner 75. Sitzung am 22. November 2002 hat der Landtag gemäß § 5 Abs. 1
und 2 UAG anstelle des aus dem Landtag ausgeschiedenen Abgeordneten Otto
Kretschmer die Abgeordnete Dr. Christine Klaus (SPD) als stellvertretende
Vorsitzende des Untersuchungsausschusses gewählt (vgl. Drucksache 3/2903).
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Die Fraktionen des Thüringer Landtags haben gemäß § 6 Abs. 1 UAG folgende
Ausschussmitglieder benannt (vgl. Drucksache 3/1922):

Fraktion der CDU:
Abgeordneter Willibald Böck
Abgeordneter Christian Carius
Abgeordneter Horst Krauße
Abgeordneter Egon Primas
Abgeordneter Gert Wunderlich
Abgeordnete Christine Zitzmann

Fraktion der PDS:
Abgeordneter Dr. Roland Hahnemann
Abgeordneter Dr. Joachim Koch

Fraktion der SPD:
Abgeordneter Uwe Höhn
Abgeordneter Otto Kretschmer (bis zum 9. Oktober 2002; vgl. Drucksache 3/2767)
Abgeordnete Dr. Christine Klaus (seit dem 9. Oktober 2002; vgl. Drucksache 3/2767).

Als ständige Ersatzmitglieder wurden gemäß § 6 Abs. 2 UAG von den Fraktionen
benannt:

Fraktion der CDU:
Abgeordnete Evelin Groß
Abgeordneter Siegfried Wetzel

Fraktion der PDS:
Abgeordneter Maik Nothnagel
Abgeordneter Steffen Dittes

Fraktion der SPD:
Abgeordneter Dr. Alfred Müller
Abgeordnete Dr. Christine Klaus (bis zum 9. Oktober 2002; vgl. Drucksache 3/2767)
Abgeordnete Birgit Pelke (seit dem 9. Oktober 2002; vgl. Drucksache 3/2767)

Gemäß § 6 Abs. 3 UAG sollen die Ersatzmitglieder an den Sitzungen des Unter-
suchungsausschusses als Zuhörer teilnehmen. Ein Rede-, Beratungs- und Stimm-
recht haben sie nur, wenn sie ein abwesendes Ausschussmitglied vertreten.

III. Beauftragte und Mitarbeiter

1. Beauftragte der Landesregierung

Als Beauftragte der Landesregierung für das Untersuchungsverfahren gemäß
§ 10 Abs. 6 UAG wurden benannt:

a) Staatskanzlei:
Regierungsdirektorin Cornelia Schymura
Regierungsangestellte Susanne Müller

b) Innenministerium:
Staatssekretär Manfred Scherer (seit dem 6. November 2001)
Ministerialdirigent Peter Gatzweiler (bis zum 6. November 2001)
Leitender Ministerialrat Thomas Hutt
Regierungsdirektor Wolfgang Kalz
Regierungsangestellter Hans-Steffen Herbst
Oberregierungsrat Johannes Blasius
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c) Landesamt für Verfassungsschutz:
Präsident Thomas Sippel (seit dem 7. Dezember 2001).

2. Benannte Mitarbeiter der Fraktionen

Als Fraktionsmitarbeiter waren an den Arbeiten des Untersuchungsausschus-
ses beteiligt:

a) CDU:
Jochen Schwartz
Stellvertreter: Thomas Pecher

b) PDS:
Barbara Schäuble (bis zum 29. November 2002)
Martina Renner (seit dem 29. November 2002)
Stellvertreter: Ullrich Kanis

c) SPD:
Tim Fellmann
Stellvertreterin: Jutta Krauth

Die von den Fraktionen beauftragten Mitarbeiter wurden durch die Verwal-
tung des Thüringer Landtags und gemäß § 48 Abs. 2 Thüringer Abgeordneten-
gesetz durch ihre jeweilige Fraktion zur Geheimhaltung verpflichtet.

3. Landtagsverwaltung

Von Seiten der Landtagsverwaltung wurde der Untersuchungsausschuss durch
die Mitarbeiter der Abteilung A - Parlamentsdienst und Wissenschaftlicher
Dienst -
Leitender Ministerialrat Dr. Poppenhäger,
Regierungsoberinspektor Schier,
Justizinspektorin Schmidt und
Regierungsangestellte Gassner unterstützt.
Die Sitzungsniederschriften wurden von Amtsrätin Huxhagen erstellt.

B.
Verlauf des Verfahrens

I. Allgemeines

Der Untersuchungsausschuss 3/3 hat insgesamt 13 Sitzungen durchgeführt.

Soweit der Ausschuss in den Sitzungen zum Untersuchungsgegenstand bera-
ten hat, waren diese Sitzungen gemäß § 10 Abs. 2 Satz 1 UAG grundsätzlich
nicht öffentlich. Über die Beratungen wurden gemäß § 12 Abs. 1 Satz 1 und 2
UAG unter Verwendung eines Tonaufnahmegeräts jeweils Ergebnisprotokolle
gefertigt, welche den Ausschussmitgliedern, den Ersatzmitgliedern und den
Vorsitzenden der Fraktionen sowie der Landesregierung zugeleitet wurden (§ 12
Abs. 2 UAG).

Die Beweisaufnahmen des Untersuchungsausschusses 3/3 erfolgten gemäß § 10
Abs. 3 UAG grundsätzlich in öffentlicher Sitzung; Ton-, Fernseh- und Rund-
funkaufnahmen sowie Ton- und Filmaufnahmen zum Zwecke der öffentlichen
Vorführung oder Veröffentlichung ihres Inhalts waren unzulässig. Es fanden
acht Beweisaufnahmen in öffentlicher Sitzung statt. In sechs Sitzungen fand
die Beweisaufnahme zum Teil in "VS-Vertraulicher" Sitzung statt. Über den
VS-Vertraulichen Teil der Sitzungen wurden jeweils Protokolle gefertigt, die
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§ 7 Abs. 4 der Geheimschutzordnung des Landtags (Richtlinie für den Um-
gang mit Verschlusssachen im Bereich des Thüringer Landtags - VS-Richtlini-
en Landtag -) unterliegen.

Der Untersuchungsausschuss hat zur Beweisaufnahme insgesamt folgende neun
Zeugen, teilweise mehrfach, gehört:

Präsident des Bundesamtes für Verfassungsschutz a.D. Dr. Peter Frisch,
Präsident des Landesamtes für Verfassungsschutz a.D. Dr. Helmut Roewer,
Rechtsanwalt und Staatssekretär a.D. Dr. Karl-Heinz Gasser,
Regierungsangestellter Stefan Schäfer,
Oberregierungsrat Horstmar Koch,
Regierungsamtmann B. (Beamter im Landesamt für Verfassungsschutz),
Siegfried Hörcher,
Regierungsangestellte V. (Mitarbeiterin im Landesamt für Verfassungsschutz)
und
Minister Christian Köckert.

Der Zeuge Dr. Frisch wurde zu dem von ihm im Auftrag des Thüringer Innen-
ministers erstellten Untersuchungsbericht (Vorlage UA 3/3 - 3) vernommen.
Sämtliche Zeugen wurden zu den einzelnen Sitzungen rechtzeitig geladen. Die
entsprechenden Aussagegenehmigungen lagen - soweit erforderlich - vor.

Zu Beginn der Sitzungen wurden die Zeugen gemäß § 18 UAG durch den
Vorsitzenden zur Wahrheitspflicht, zur Vereidigungsmöglichkeit (§ 20 UAG)
und den strafrechtlichen Folgen einer unrichtigen oder unvollständigen Aussa-
ge sowie zu den Aussageverweigerungsrechten (§§ 15 Abs. 2, 16 Abs. 3 UAG
i.V.m. §§ 52, 53, 53 a, 55 StPO) belehrt. Eine Vereidigung der Zeugen nach
§ 20 UAG erfolgt grundsätzlich nur, wenn der Untersuchungsausschuss dies
wegen der besonderen Bedeutung der Aussage oder zur Herbeiführung einer
wahrheitsgemäßen Aussage für geboten erachtet. Eine Vereidigung der Zeu-
gen unterblieb im gesamten Untersuchungsverfahren.

Die vor dem Untersuchungsausschuss erschienenen Zeugen wurden auf ent-
sprechenden Antrag gemäß § 29 UAG i.V.m. dem Gesetz über die Entschädi-
gung von Zeugen und Sachverständigen entschädigt.

II. Sitzungsablauf

1. Erste Sitzung des Untersuchungsausschusses 3/3 am 7. November 2001

In der ersten (nicht öffentlichen) Sitzung des Untersuchungsausschusses ka-
men die Ausschussmitglieder überein, die Kurzbezeichnung "Untersuchungs-
ausschuss 3/3" zu verwenden. Die Landesregierung sagte zu, auch die im Un-
tersuchungsbericht ausgewiesenen elf Anlagen zum Untersuchungsbericht (vgl.
Vorlage UA 3/3 - 3) den Ausschussmitgliedern sowie den ständigen Ersatzmit-
gliedern zuzuleiten. Die Gesprächsprotokolle des Untersuchungsführers wur-
den von der Landesregierung als "VS-Vertraulich" eingestuft.

Der Abgeordnete Primas stellte gemäß § 13 UAG folgenden Beweisantrag (vgl.
Vorlage UA 3/3 - 6):

"Zum Beweis der Tatsache, dass der Innenminister des Freistaats Thüringen
Christian Köckert das Landesamt für Verfassungsschutz nicht veranlasst hat,
Informationen über den Bürgermeister der Stadt Blankenhain Schneider und
den Beigeordneten der Stadt Blankenhain Peikow zu gewinnen, beantrage ich
als Zeugen Herrn Dr. Peter Frisch, Präsident des Bundesamtes für Verfassungs-
schutz a. D., zu laden."
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Dieser Beweisantrag sowie der Antrag des Abgeordneten O. Kretschmer, dass
zu dem selben Gegenstand Dr. Frisch als Sachverständiger gehört werden sol-
le, wurde angenommen.

2. Zweite Sitzung des Untersuchungsausschusses 3/3 am 5. Dezem-
ber 2001

In der zweiten Sitzung des Untersuchungsausschusses wurde gemäß § 80 Abs. 1
GO über die gesamte Sitzung Wortprotokoll geführt. In öffentlicher Sitzung
wurde Präsident a.D. Dr. Frisch als Zeuge und Sachverständiger vernommen
zum Beweis der Tatsache, ob der Innenminister des Freistaats Thüringen Kö-
ckert das Landesamt für Verfassungsschutz (LfV) veranlasst hat, Informatio-
nen über den Bürgermeister der Stadt Blankenhain Schneider und den Beige-
ordneten der Stadt Blankenhain Peikow zu gewinnen (vgl. Vorlage UA 3/3 - 6
und Beweisantrag des Abgeordneten O. Kretschmer).

Der Zeuge hatte zu Beginn der Zeugenvernehmung Gelegenheit zu einer zu-
sammenhängenden Darstellung dessen, was er als Gutachter und auch als Zeu-
ge festgestellt hat. Innenminister Köckert hatte ihn mit Schreiben vom 31. Au-
gust 2001 gebeten aufzuklären, worauf sich die in der Thüringer Allgemeinen
aufgestellte Behauptung stütze, Innenminister Köckert habe den damaligen
Präsidenten des Landesamtes für Verfassungsschutz am 17. Mai 2000 in der
Landtagskantine den Auftrag erteilt, Material gegen den Bürgermeister der
Stadt Blankenhain Schneider und den Beigeordneten Peikow "zu beschaffen".
Darüber hinaus sollte er aufklären, ob diese Behauptung zutreffe und zweifels-
frei zu belegen sei. Auch sollte die Behauptung eines früheren Mitarbeiters des
LfV überprüft und bewertet werden, "er habe im Zusammenhang mit der an-
geblichen Weitergabe eines solchen Auftrages durch den Präsidenten des LfV
eine Unterlage mit der Handschrift des Innenministers gesehen". Schließlich
habe er den Auftrag erhalten zu überprüfen, ob der Panzerschrank des ehema-
ligen Präsidenten Dr. Roewer nach dem 8. Juni 2000 mehrfach in zu beanstan-
dender Weise geöffnet wurde und Unterlagen unkontrolliert entfernt werden
konnten.

Der Zeuge und Sachverständige Dr. Frisch teilte mit, dass er eine ganze Reihe
von Untersuchungen vorgenommen habe. So habe er (zum Teil sehr ausführli-
che) Gespräche mit insgesamt 33 Personen, u.a. mit Innenminister Köckert
und Angehörigen des Thüringer Innenministeriums und Mitarbeiterinnen und
Mitarbeitern des Landesamts für Verfassungsschutz geführt. Weiterhin habe er
Akteneinsicht genommen, und zwar unter anderem in Akten des Referats "Spi-
onageabwehr" und in andere Aktenbestände des LfV sowie in Akten der Kom-
munalabteilung des Thüringer Innenministeriums. In diesem Zusammenhang
habe er sich auch in der Registratur des Landesamts für Verfassungsschutz frei
bewegen und entsprechende Untersuchungen vornehmen können. Weiterhin
habe er Einsicht in den Terminkalender und den Tagesberichtskalender des
Innenministers, den Terminkalender des Vorzimmers von Dr. Roewer, in die
Protokolle über Öffnungen des Panzerschranks von Dr. Roewer, die Aufzeich-
nungen der Gesprächsdaten über Verbindungen aus dem Dienstzimmer und
dem Vorzimmer von Dr. Roewer genommen.

Den Untersuchungsbericht des Staatssekretärs a.D. Dr. Gasser, den dieser im
August 2000 angefertigt hat, habe er ebenfalls eingesehen. Schließlich habe er
weiterhin Personalakten einiger Mitarbeiter eingesehen, ebenso deren Sicher-
heitsakten und Sicherheitsüberprüfungsakten. Er habe jedoch keine Gelegen-
heit gehabt, ein Gespräch mit Dr. Roewer zu führen.

Zu der Behauptung, Innenminister Köckert habe einen Auftrag an den Verfas-
sungsschutz des Landes Thüringen erteilt, Informationen über die Kommunal-
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politiker Schneider und Peikow zu beschaffen, führte Dr. Frisch aus, dass er
bei seinen Ermittlungen zu dem Ergebnis gekommen sei, dass er an der Auf-
tragserteilung durch den Innenminister so große Zweifel habe, "dass diese
Zweifel insgesamt als erheblich angesehen werden müssten". Es seien so viele
Zweifel, dass die Behauptung, der Minister habe einen entsprechenden Auf-
trag erteilt, nicht nachgewiesen werden könne, und darüber hinaus auch un-
wahrscheinlich sei. Zu der Behauptung, ein ehemaliger Mitarbeiter des LfV
habe im Zusammenhang mit dem Auftrag eine Unterlage mit der Handschrift
des Ministers gesehen, führte Dr. Frisch aus, dass zwar ein Zettel existiert habe,
es aber fraglich sei, ob auf dem Zettel die Handschrift des Ministers gewesen
sei. Hierzu führte Dr. Frisch aus, dass die Aussage des Herrn K. gegen die
Aussage des Herrn B. stehe, so dass dieser Zettel kein Beleg für eine entspre-
chende Auftragserteilung sei.

Bezüglich der Öffnung des Panzerschranks von Dr. Roewer führte Dr. Frisch
aus, dass die erste Öffnung in Gegenwart von Dr. Roewer stattgefunden habe,
bei weiteren Öffnungen seien immer mehrere Zeugen anwesend gewesen. Auch
sei jeweils ein Protokoll bei den Öffnungen angefertigt worden. Die Möglich-
keit, dass der Panzerschrank unkontrolliert geöffnet worden sei, sei aufgrund
der Tatsache ausgeschlossen, dass bei jeder Öffnung ein automatisches Zähl-
werk umsprang.

Zusammenfassend führte der Zeuge und Sachverständige Dr. Frisch aus: "Ich
darf noch einmal feststellen: Es sind an den Behauptungen aufgrund einer
- und das Prädikat möchte ich mir selbst verleihen - doch sehr gründlichen
Untersuchung, die jede Möglichkeit versucht auszutesten, auszuforschen, die-
se Zweifel dann so erheblich gewesen, dass ich nur zum Ergebnis kommen
kann: Ein Auftrag, Informationen über diese beiden Kommunalpolitiker Schnei-
der und Peikow zu beschaffen, ist vom Innenminister dem damaligen Präsi-
denten Dr. Roewer nicht erteilt worden."

Anschließend wurde der Zeuge zu weiteren Nachfragen gemäß § 19 Abs. 2
UAG zunächst durch den Vorsitzenden und anschließend durch die übrigen
Ausschussmitglieder vernommen. Auf die Nachfrage, wie hoch denn die Wahr-
scheinlichkeit sei, dass der Auftrag der Bespitzelung der beiden Kommunalpo-
litiker durch den Innenminister des Freistaats Thüringen erteilt worden sei,
antwortete der Zeuge Dr. Frisch, dass er die Wahrscheinlichkeit mit null Pro-
zent ansetze.

Ein Teil der Beweisaufnahme erfolgte in VS-Vertraulicher Sitzung.

Nach Abschluss der Zeugenvernehmung wurde die Beratung des Untersu-
chungsausschusses in nicht öffentlicher Sitzung fortgeführt. Der Beweisan-
trag gemäß § 13 UAG der Abgeordneten Dr. Hahnemann und Dr. Koch zum
Beweis der Tatsache, dass der Innenminister des Freistaats Thüringen, Christi-
an Köckert, das Landesamt für Verfassungsschutz veranlasst hat, Informatio-
nen über den Bürgermeister der Stadt Blankenhain Schneider und den Beige-
ordneten Peikow zu beschaffen, den Zeugen Dr. Helmut Roewer zu laden (vgl.
Vorlage UA 3/3 - 8), wurde vom Untersuchungsausschuss beschlossen.

Der Beweisantrag gemäß § 13 UAG der Abgeordneten Dr. Hahnemann und
Dr. Koch zum Beweis der Tatsache, dass es seit dem 8. Juni 2000 zu keiner in
zu beanstandender Weise erfolgten Öffnung des Panzerschranks des Präsiden-
ten des LfV oder zu unkontrollierten Entfernungen von Unterlagen gekommen
ist, alle Protokolle über die Öffnung des Panzerschranks des Präsidenten des
LfV zwischen dem 8. Juni 2000 und dem 12. September 2000 unter Einschluss
der beiden Tage beizuziehen (vgl. Vorlage UA 3/3 - 9), wurde vom Untersu-
chungsausschuss beschlossen.
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Weiterhin wurde der Beweisantrag gemäß § 13 UAG der Abgeordneten Primas
und Wunderlich zum Beweis der Tatsache, dass der Zeuge S. gegenüber Herrn
Staatssekretär a. D. Dr. Gasser geäußert hat, er werde ihm nicht die Wahrheit
sagen, Dr. Gasser als Zeuge zu laden (vgl. Vorlage UA 3/3 - 13), ebenfalls vom
Untersuchungsausschuss beschlossen.

Der Beweisantrag gemäß § 13 UAG der Abgeordneten Dr. Hahnemann und
Dr. Koch "zum Beweis der Tatsache, dass es innerhalb des Thüringer Landes-
amtes für den Verfassungsschutz eine Fraktionsbildung gab, die eine Unter-
schiedlichkeit der Aussagen der als Zeugen in Betracht kommenden Mitarbei-
ter bezüglich des Untersuchungsgegenstands motiviert", den so genannten
"Gasser-Bericht" als Beweismittel beizuziehen (vgl. Vorlage UA 3/3 - 10) wurde
vom Untersuchungsausschuss gemäß § 13 Abs. 2 Nr. 1 und 2 UAG als unzu-
lässig abgelehnt. Gegen diese Entscheidung riefen die Abgeordneten
Dr. Hahnemann und Dr. Koch die Entscheidung der Kommission nach § 13
Abs. 3 UAG an, mit der Bitte um gutachterliche Äußerung, ob die Ablehnungs-
gründe vorgelegen hätten. Die Kommission gelangte zu dem Ergebnis, dass
zum Zeitpunkt der Entscheidung der Ausschussmehrheit der Ablehnungsgrund
des § 13 Abs. 2 Satz 4 Nr. 2, 1. Fall UAG vorlag (vgl. Vorlage UA 3/3 - 16).

3. Dritte Sitzung des Untersuchungsausschusses 3/3 am 30. Januar 2002

Zu Beginn der dritten Sitzung hatten die Ausschussmitglieder die Möglich-
keit, die (mit Vorlage UA 3/3 - 9) angeforderten Protokolle über die Öffnung
des Panzerschranks des Präsidenten des Landesamts für Verfassungsschutz
zwischen dem 8. Juni 2000 und dem 12. September 2000 einzusehen.

Anschließend wurde Präsident a.D. Dr. Roewer als Zeuge in öffentlicher Sit-
zung vernommen, zum Beweis der Tatsache, dass der Innenminister des Frei-
staats Thüringen, Christian Köckert, das Landesamt für Verfassungsschutz
veranlasst habe, Informationen über den Bürgermeister der Stadt Blankenhain
Schneider und den Beigeordneten der Stadt Blankenhain Peikow zu beschaf-
fen (vgl. Vorlage UA 3/3 - 8). Der Zeuge war grundsätzlich zur Aussage bereit;
aufgrund eines gegen ihn laufenden Ermittlungsverfahrens machte er bezüg-
lich Fragen der Landesregierung von einem Aussageverweigerungsrecht Ge-
brauch. Der Zeuge Dr. Roewer führte aus, dass er sich am 17. Mai 2000 im
Laufe des späten Mittags bzw. frühen Nachmittags mit Minister Köckert in der
Kantine des Thüringer Landtags getroffen habe. Bei diesem "Vieraugen"-Ge-
spräch habe er den Auftrag erhalten, sich um die beiden Kommunalpolitiker
Schneider und Peikow zu kümmern.

Auf die Nachfrage, wie denn der Minister diesen Auftrag erteilt habe, antwor-
tete Dr. Roewer: "Zunächst mündlich, in dem er die Namen genannt hat, diese
Namen habe ich - das habe ich gerade schon berichtet, Schneider versteht man
leicht auch in der Landtagskantine, bei Peikow war ich mir unsicher. Das heißt,
ich habe es überhaupt nicht verstanden und dann wurde das aufgeschrieben
und mit dem Auftrag versehen, hierüber Informationen zu beschaffen. Das heißt,
zunächst war die Frage so, ob mir die Namen was sagen. Ich habe gesagt,
nein, die Namen sagen mir nichts. Dann habe ich gesagt, gut, dann kümmere
ich mich darum. Dann wurde gesagt, dass es eilig wäre, und dann ist das auch
von mir eilig umgesetzt worden."

Dr. Roewer führte weiterhin aus, dass Herr Minister Köckert zu keinem Zeit-
punkt gesagt hätte: Kümmern Sie sich darum, da muss eine Wahl beeinflusst
werden. Über das Gespräch mit Herrn Minister Köckert habe er im Nachhinein
ein Protokoll gefertigt. Weiterhin führte der Zeuge aus, dass er den erhaltenen
Auftrag an den Referatsleiter 31, Herrn K., am 18. Mai 2000 weitergeleitet
habe. Daraufhin sei eine Anfrage im Nachrichtendienstlichen Informations-
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system des Bundes und der Länder (sog. NADIS-Anfrage) gemacht worden,
um zu prüfen, ob es bei dem betroffenen Personenkreis einen hauptamtlichen
Mitarbeiter des Ministeriums für Staatssicherheit der ehemaligen DDR (MfS)
oder seiner Nachfolgebehörde gab. Nachdem Herr Koch oder Herr B. (oder
beide) mitgeteilt hätten, dass die NADIS-Anfrage negativ verlaufen sei, habe
er den Minister angerufen, um ihm dies mitzuteilen. Dass er diesen Anruf durch-
geführt habe, entnehme er einer Notiz aus seinem Terminkalender. Während
des Anrufs mit Minister Köckert habe er bezüglich des Auftrags remonstriert,
d.h. Bedenken gegen die Rechtmäßigkeit dieser Anordnung geäußert.

Im weiteren Verlauf der dritten Sitzung wurde Staatssekretär a.D. Dr. Gasser als
Zeuge in öffentlicher und zum Teil VS-Vertraulicher Sitzung zum Beweis der
Tatsache, dass der Zeuge S. gegenüber Herrn Dr. Gasser geäußert hat, er werde
ihm nicht die Wahrheit sagen, als Zeuge gehört (vgl. Vorlage UA 3/3 - 13). Von
seinem Aussageverweigerungsrecht machte der Zeuge keinen Gebrauch. Dr.
Gasser führte in der öffentlichen Sitzung aus, dass er im Juni 2000 als Rechts-
anwalt den Auftrag übernommen habe, eine Untersuchung über in den Medien
dargestellte Vorgänge im Thüringer Landesamt für Verfassungsschutz und de-
ren Auswirkungen auf die Funktionsweise des Amts durchzuführen. So habe
er u.a. auch Gespräche mit Herrn S. geführt. Der Zeuge führte bezüglich des
Gesprächs mit Herrn S. aus: "Er hat mir gleich zu Beginn gesagt, ich gehe
davon aus, dass Ihnen klar ist, dass ich Ihnen nicht die Wahrheit sagen werde."

Nach Abschluss der Zeugenvernehmung wurde die Beratung des Untersu-
chungsausschusses in nicht öffentlicher Sitzung fortgeführt. Der Beweisan-
trag gemäß § 13 UAG der Abgeordneten Carius und Wunderlich zum Beweis
der Tatsache, dass der Innenminister des Freistaats Thüringen Köckert das
Landesamt für Verfassungsschutz nicht veranlasst habe, Informationen über
den Bürgermeister der Stadt Blankenhain Schneider und den Beigeordneten
der Stadt Blankenhain Peikow zu gewinnen, Innenminister Köckert, als Zeu-
gen zu laden (vgl. Vorlage UA 3/3 - 17), wurde vom Untersuchungsausschuss
beschlossen.

Der Beweisantrag gemäß § 13 UAG der Abgeordneten Dr. Hahnemann und
Dr. Koch zum Beweis der Tatsache, dass der Innenminister des Freistaats Thü-
ringen Köckert, das Landesamt für Verfassungsschutz veranlasst habe, Infor-
mationen über den Bürgermeister der Stadt Blankenhain Schneider und den
Beigeordneten der Stadt Blankenhain Peikow zu beschaffen, den Zeugen Kö-
ckert zu laden (vgl. Vorlage UA 3/3 - 18), wurde vom Untersuchungsausschuss
beschlossen.

Der Beweisantrag gemäß § 13 UAG der Abgeordneten Dr. Hahnemann und
Dr. Koch zum Beweis der Tatsache, dass das Protokoll des Gesprächs zwi-
schen Innenminister Köckert und dem damaligen Präsidenten des Landesamts
für Verfassungsschutz Dr. Roewer am 17. Mai 2000 Gegenstand behördenin-
terner Absprachen am 18. Mai 2000 im LfV gewesen ist, als Zeugen den frühe-
ren Mitarbeiter des Landesamts für Verfassungsschutz Herrn S. zu laden (vgl.
Vorlage UA 3/3 - 19), wurde beschlossen.

Der Beweisantrag gemäß § 13 UAG der Abgeordneten O. Kretschmer und
Höhn zum Beweis über folgende Fragen:
"1. Hat Innenminister Köckert dem damaligen Präsidenten des Thüringer Lan-

desamts für Verfassungsschutz, Herrn Dr. Helmut Roewer, am 17. Mai
2000 den Auftrag erteilt, 'Material' gegen den Bürgermeister Schneider
und den Beigeordneten Peikow der Stadt Blankenhain zu 'beschaffen'?

2. Hat es im Zusammenhang mit der angeblichen Weitergabe eines solchen
Auftrags durch den Präsidenten des LfV eine Unterlage mit der Hand-
schrift von Innenminister Köckert gegeben?"
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den im Untersuchungsbericht von Herrn Dr. Frisch so bezeichneten Zeugen
Herrn K. zu vernehmen (vgl. Vorlage UA 3/3 - 20), wurde vom Untersuchungs-
ausschuss beschlossen.

Ebenfalls wurde der Beweisantrag gemäß § 13 UAG der Abgeordneten O.
Kretschmer und Höhn zum Beweis über folgende Fragen:
"1. Hat Innenminister Köckert den damaligen Präsidenten des Thüringer Lan-

desamts für Verfassungsschutz, Herrn Dr. Helmut Roewer, am 17. Mai
2000 den Auftrag erteilt, 'Material' gegen den Bürgermeister Schneider
und den Beigeordneten Peikow der Stadt Blankenhain zu 'beschaffen'?

2. Hat es im Zusammenhang mit der angeblichen Weitergabe eines solchen
Auftrags durch den Präsidenten des LfV eine Unterlage mit der Hand-
schrift von Innenminister Köckert gegeben?"

den im Untersuchungsbericht von Herrn Dr. Frisch so bezeichneten Zeugen
Herrn B. zu vernehmen (vgl. Vorlage UA 3/3 - 21), vom Untersuchungsaus-
schuss beschlossen.

4. Vierte Sitzung des Untersuchungsausschusses 3/3 am 13. Februar 2002

In der vierten Sitzung des Untersuchungsausschusses, die zum Teil in öffentli-
cher und zum Teil VS-Vertraulicher Sitzung stattfand, wurde der Zeuge Schäfer
vernommen zum Beweis der Tatsache, dass das Protokoll des Gesprächs zwi-
schen dem Innenminister des Freistaats Thüringen Köckert und dem damaligen
Präsidenten des Thüringer Landesamts für Verfassungsschutz Dr. Roewer am
17. Mai 2000 Gegenstand behördeninterner Absprachen am 18. Mai 2000 im
Thüringer Landesamt für den Verfassungsschutz gewesen ist (vgl. Vorlage UA
3/3 -19).

Von einem Aussageverweigerungsrecht machte der Zeuge keinen Gebrauch.
Während der Zeugenvernehmung des Herrn Schäfer war dessen Rechtsbei-
stand, Rechtsanwalt Popendicker aus Jena, anwesend. Der Zeuge Schäfer führte
im öffentlichen Teil der Zeugenvernehmung aus, dass er am 16. oder 17. Mai
letzten Jahres zu Dr. Roewer in das Dienstzimmer gegangen oder gerufen wor-
den sei. Dort habe ihm Dr. Roewer einen Vermerk gezeigt, in dem dieser u.a.
niedergelegt habe, dass zwei Kommunalpolitiker auf ihre Mitgliedschaft oder
ihre Arbeit für das MfS hin überprüft werden sollten. Er selbst habe den Ver-
merk bzw. das Protokoll in der Hand gehabt und einen Teil durchgelesen.
Während des Gesprächs sei er weiterhin gebeten worden, einen Abgeordneten
des Landtags in einem privaten Gespräch nebenbei zu befragen, ob es sich bei
dieser Beauftragung um eine "Parteikiste" handele. Er habe den Auftrag über-
nommen, ihn aber nicht ausgeführt bzw. er könne sich nicht daran erinnern,
ihn ausgeführt zu haben. Gründe seien ihm ebenso nicht erinnerlich. Während
der Besprechung mit Dr. Roewer habe er zwar das Protokoll gesehen, einen
handschriftlichen Zettel mit den Namen Schneider und Peikow habe er jedoch
nicht gesehen.

Auf die Nachfrage, warum er gegenüber Dr. Gasser geäußert habe, nicht die
volle Wahrheit im Zusammenhang mit Dr. Roewer und den Vorfällen im Lan-
desamt für Verfassungsschutz zu sagen, führte er aus, dass ihm diese Einlas-
sung von Herrn Dr. Gasser erstaune; er so etwas definitiv nicht gesagt habe.
Von einer Remonstration durch Dr. Roewer bei Minister Köckert sei ihm nichts
bekannt.

Nach Abschluss der Zeugenvernehmung wurde die Beratung in nicht öffentli-
cher Sitzung fortgesetzt. Der Untersuchungsausschuss beschloss einstimmig,
gemäß § 14 UAG Auskunft über den Stand der laufenden Ermittlungsverfah-
ren und -gegenstände im Zusammenhang mit der ehemaligen Funktion von
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Dr. Roewer als Präsident des Landesamts für Verfassungsschutz bei der Staats-
anwaltschaft einzuholen.

Weiterhin beschloss der Untersuchungsausschuss mit der notwendigen Zwei-
drittelmehrheit, den Zeugen Regierungsamtmann B. in VS-Vertraulicher Sit-
zung zu vernehmen.

5. Fünfte Sitzung des Untersuchungsausschusses 3/3 am 27. Februar 2002

In der fünften Sitzung des Untersuchungsausschusses wurde, zum Teil in öf-
fentlicher und zum Teil auch VS-Vertraulicher Sitzung, der Zeuge Oberregie-
rungsrat Koch vernommen zum Beweis der Tatsache, ob
1. Innenminister Köckert dem damaligen Präsidenten des Landesamts für Ver-

fassungsschutz Dr. Roewer am 17. Mai 2000 den Auftrag erteilt habe, "Ma-
terial" gegen Bürgermeister Schneider und den Beigeordneten Peikow der
Stadt Blankenhain zu "beschaffen" und

2. es im Zusammenhang mit der angeblichen Weitergabe eines solchen Auf-
trags durch den Präsidenten des LfV eine Unterlage mit der Handschrift
von Innenminister Köckert gegeben habe (vgl. Vorlage UA 3/3 - 20).

Der Zeuge Koch führte in öffentlicher Sitzung aus, dass er am 18. Mai 2000,
am frühen Vormittag, in das Dienstzimmer von Präsident Dr. Roewer gerufen
worden sei. Dort sei ihm von Dr. Roewer ein höchstens DIN A 6 großer Zettel
mit zwei handschriftlichen Namen übergeben worden, den dieser von Innen-
minister Köckert erhalten habe, mit dem Auftrag zu prüfen, ob dort Erkennt-
nisse zu diesen Personen "in Sachen Stasi" vorhanden seien.

Oberregierungsrat Koch führte aus, dass auf dem Zettel nicht die Schrift von
Dr. Roewer gewesen sei. Er sei sich damals sicher gewesen, dass es sich bei
der Handschrift um die des Ministers Köckert gehandelt habe. Die Handschrift
des Ministers habe er ab und zu gesehen, jedoch keine längeren Vermerke. Auf
Nachfrage, ob er auf dem Zettel durch eigene Kenntnis der Handschrift des
Ministers die Handschrift des Ministers erkannt habe, antwortete der Zeuge:
"Da muss ich sagen, ja." Auf eine weitere Nachfrage, ob er denn auch heute
noch mit Sicherheit ausschließen könne, dass es sich auf dem Zettel um die
Handschrift von Präsident a.D. Dr. Roewer handelte, antwortete der Zeuge,
dass er dies hundertprozentig ausschließen könne.

Weiterhin führte Oberregierungsrat Koch aus, dass er mit diesem Zettel so-
dann zu seinen Mitarbeitern gegangen sei, und ihm bei diesem Anlass von
Regierungsamtmann B. mitgeteilt worden sei, dass dieser bereits am 15. Mai
ein Treffen mit einer Gewährsperson oder einem Informanten gehabt hätte, wo
es genau um die beiden Personen Schneider und Peikow gegangen sei. Auch
seien Unterlagen angeboten worden. Er habe den Kollegen B. gebeten, dies
Dr. Roewer mitzuteilen. In diesem Zusammenhang sei auch eine NADIS-An-
frage bezüglich Schneider und Peikow durchgeführt worden; er wisse jedoch
nicht, von wem genau. Den Zettel mit den Namen habe er nicht zu den Akten
genommen, sondern geschreddert.

Weiterhin führte der Zeuge Koch aus, dass es offensichtlich am 5. Juni 2000
noch ein Gespräch zwischen Dr. Roewer und jemand im Innenministerium
gegeben haben müsse und dass daraufhin gesagt worden sei, es solle "in dieser
Sache weitergemacht werden" oder diese Sache solle jetzt in Angriff genom-
men werden. Weitere Einzelheiten seien ihm dazu nicht mehr erinnerlich. Von
einer Remonstration des Präsidenten Dr. Roewer beim Minister wisse er nichts.

Nach Ende der Zeugenvernehmung wurde die Beratung des Untersuchungs-
ausschusses in nicht öffentlicher Sitzung fortgesetzt. Der Untersuchungsaus-
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schuss nahm Informationen über den Stand der laufenden Ermittlungsverfah-
ren und -gegenstände im Zusammenhang mit der ehemaligen Funktion von
Dr. Roewer als Präsident des Landesamts für Verfassungsschutz bei der Staats-
anwaltschaft zur Kenntnis.

Der Beweisantrag gemäß § 13 UAG der Abgeordneten O. Kretschmer und
Höhn zum Beweis über folgende Fragen:
"1. Hat es ein Gespräch zwischen Innenminister Köckert und Herrn Siegfried

Hörcher mit dem Inhalt gegeben, das Thüringer Landesamt für Verfas-
sungsschutz zu veranlassen, Informationen gegen Bürgermeister Schnei-
der und den Beigeordneten Peikow der Stadt Blankenhain zu gewinnen?

2. Hat Herr Siegfried Hörcher Kontakt mit dem Thüringer Innenministerium
aufgenommen und diesem Informationen und Schriftstücke über Bürger-
meister Schneider und den Beigeordneten Peikow der Stadt Blankenhain
übergeben?"

den Zeugen Herrn Siegfried Hörcher zu vernehmen (vgl. Vorlage UA 3/3 - 23),
wurde vom Untersuchungsausschuss beschlossen.

6. Sechste Sitzung des Untersuchungsausschusses 3/3 am 18. März 2002

In der sechsten Sitzung des Untersuchungsausschusses wurde in öffentlicher
Sitzung der Zeuge Hörcher vernommen zum Beweis der Tatsache, ob
1. es ein Gespräch zwischen Innenminister Köckert und Herrn Siegfried

Hörcher mit dem Inhalt gegeben habe, das LfV zu veranlassen, Informati-
onen gegen den Bürgermeister der Stadt Blankenhain Schneider und den
Beigeordneten Peikow zu gewinnen,

2. Herr Siegfried Hörcher Kontakt mit dem Thüringer Innenministerium auf-
genommen und diesem Informationen und Schriftstücke über Bürgermeister
Schneider und den Beigeordneten Peikow übergeben habe (vgl. Vorlage
UA 3/3 - 23).

Der Zeuge Hörcher führte aus, dass er keine Kenntnis davon habe, ob der Innen-
minister das LfV beauftragt habe, Informationen über Kommunalpolitiker bei-
zubringen. Es habe kein Gespräch zwischen ihm und Innenminister Köckert
im Zusammenhang mit den Vorgängen in Blankenhain gegeben. Der Zeuge
führte weiter aus, dass er Minister Köckert aus seiner politischen Tätigkeit
nicht persönlich kenne und im Zusammenhang mit seiner politischen Tätigkeit
auch niemals mit ihm gesprochen habe. Er habe lediglich mit der Kommunal-
abteilung im Thüringer Innenministerium Kontakt aufgenommen. Dabei sei es
jedoch nicht um spezielle Leute oder Personen gegangen, sondern ausschließ-
lich um "Sachdinge, um Sachverhalte, um Sachdarstellungen"; vorrangig um
die Haushalts- und Finanzlage in Blankenhain.

Vor allem wegen seines persönlichen Schutzbedürfnisses habe er am 15. Mai
2000 Kontakt mit Regierungsamtmann B. des Thüringer Landesamtes für Ver-
fassungsschutz aufgenommen, wobei er jedoch der Annahme gewesen sei, dass
es sich bei dem Beamten um einen Polizisten gehandelt habe. Aber auch bei
diesem Gespräch sei es nicht um Informationen über Personen gegangen. Der
Beamte des Verfassungsschutzes habe ihm mitgeteilt, dass es sich bei seinem
Problem nicht um das Aufgabengebiet des LfV handeln würde, er solle sich an
die Polizei oder Staatsanwaltschaft wenden. Bei diesem Gespräch habe er kei-
nen Ordner bei sich geführt, er habe keine Unterlagen übergeben und auch
keine Unterlagen angeboten.

Nach Abschluss der Zeugenvernehmung informierte die Landesregierung den
Untersuchungsausschuss in öffentlicher Sitzung über die Verfahrensweise von
NADIS-Abfragen, insbesondere über die vom 18. Mai 2000. Es wurde ausge-
führt, dass "NADIS" die Abkürzung für "Nachrichtendienstliches Informati-
onssystem" sei, und am 18. Mai 2000 zwischen 08.35 Uhr und 08.36 Uhr fünf
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NADIS-Anfragen zu Peikow und Schneider durchgeführt worden seien. Im
Einzelnen sei der Name Peikow in der Schreibweise "Peiko" viermal abge-
fragt worden, jeweils männlich und weiblich mit Wohnort und Bundesland
und männlich und weiblich ohne weitere Daten. NADIS hätte aufgrund der
phonetischen Recherche einen eventuellen Treffer auch bei der zutreffenden
Schreibweise "Peikow" gefunden. Der Name Schneider, Eckehard, sei nur
einmal mit Wohnort und der Angabe des Bundeslandes und des Geschlechts
angefragt worden. Bei der Anfrage sei die Nummer 32 20/31 angegeben wor-
den, wobei 32 20 für die Sachbearbeiterin stünde und 31 die Bezeichnung für
den damaligen Leiter des Referats 31, Oberregierungsrat Koch, stünde. Die
Bezeichnung 31 sei stets nur für den Referatsleiter des betreffenden Referats
eingegeben worden. Bei allen fünf Anfragen sei das Aktenzeichen "Prolifera-
tion" eingegeben worden.

Anschließend wurde die Sitzung in nicht öffentlicher Sitzung fortgesetzt. Der
Beweisantrag gemäß § 13 UAG der Abgeordneten O. Kretschmer und Höhn zum
Beweis über die Frage, ob das Thüringer Landesamt für Verfassungsschutz am
5. Juni 2000 den Auftrag erhalten habe, weiteres Informationsmaterial gegen Bür-
germeister Schneider und den Beigeordneten Peikow aus Blankenhain zusam-
menzutragen, den Zeugen Herrn B. zu vernehmen (vgl. Vorlage UA 3/3 - 24),
wurde vom Untersuchungsausschuss beschlossen.

7. Siebte Sitzung des Untersuchungsausschusses 3/3 am 15. April 2002

In der siebten Sitzung des Untersuchungsausschusses wurde in öffentlicher
- und zum Teil auch VS-Vertraulicher - Sitzung der Zeuge Oberregierungsrat
Koch erneut vernommen zum Beweis der Tatsache, ob
1. der Innenminister Köckert dem damaligen Präsidenten des Landesamts

für Verfassungsschutz Dr. Roewer am 17. Mai 2000 den Auftrag erteilt
habe, "Material" gegen den Bürgermeister Schneider und den Beigeordne-
ten Peikow der Stadt Blankenhain zu "beschaffen",

2. es im Zusammenhang mit der angeblichen Weitergabe eines solchen Auf-
trags des Präsidenten des LfV eine Unterlage mit der Handschrift von Innen-
minister Köckert gegeben habe (vgl. Vorlage UA 3/3 - 20).

Ergänzend zu seiner letzten Zeugenvernehmung in der fünften Sitzung des
Untersuchungsausschusses führte Oberregierungsrat Koch im öffentlichen Teil
aus, dass er bezüglich des Eintrags vom 5. Juni nochmals in seinem Kalender
nachgeschaut habe. Er habe den Eintrag, dass weitergesucht oder Dinge be-
schafft werden sollen nicht am 5. Juni, sondern für den 5. Juni gemacht, da B.
in der Zeit vom 29. Mai bis  2. Juni krank gewesen und erst wieder am 5. Juni
im Dienst gewesen sei. Er habe also den Auftrag bereits ungefähr eine Woche
vorher erteilt bekommen. Auf die Nachfrage, ob er ausschließen könne, dass er
die NADIS-Anfrage gestellt habe, führte der Zeuge Koch aus, dass er sich
daran nicht mehr erinnern könne. Er könne es aber auch nicht ausschließen,
dass er die Anfrage eventuell doch veranlasst habe.

Die weitere Zeugenvernehmung erfolgte in VS-Vertraulicher Sitzung.

8. Achte Sitzung des Untersuchungsausschusses 3/3 am 7. Oktober 2002

Die achte Sitzung des Untersuchungsausschusses fand am 7. Oktober 2002
statt. In öffentlicher Sitzung wurde Innenminister Köckert als Zeuge vernom-
men zum Beweis der Tatsache,
1. dass der Innenminister des Freistaats Thüringen Köckert das Landesamt

für Verfassungsschutz nicht veranlasst habe, Informationen über den Bür-
germeister der Stadt Blankenhain Schneider und den Beigeordneten Pei-
kow zu gewinnen (vgl. Vorlage UA 3/3 - 17),
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2. dass der Innenminister des Freistaats Thüringen Köckert das Landesamt
für Verfassungsschutz veranlasst habe, Informationen über den Bürger-
meister der Stadt Blankenhain Schneider und den Beigeordneten Peikow
zu beschaffen (vgl. Vorlage UA 3/3 - 18).

Der Zeuge führte aus, dass er nicht veranlasst habe, Kommunalpolitiker in
Blankenhain durch das Landesamt für Verfassungsschutz zu bespitzeln. Er habe
diesbezüglich keine Aufträge erteilt; weder mit noch ohne Zettel. An Gesprä-
che mit Dr. Roewer, in denen es inhaltlich um die Personen Schneider und
Peikow gegangen wäre, könne er sich nicht erinnern. Ebenso wenig könne er
sich an ein Gespräch in der Landtagskantine mit Dr. Roewer am 17. Mai 2000
erinnern. Ihm sei lediglich ein Vorstellungsgespräch am 17. Mai 2000 mit ei-
ner Mitarbeiterin des LfV, Frau V., erinnerlich; ein Termin mit Dr. Roewer sei
nicht vereinbart gewesen. An eine Remonstration von Dr. Roewer, was ein
schwerwiegendes Ereignis gewesen wäre, könne er sich auch nicht erinnern.
Zu der Zeugenaussage, dass ein Mitarbeiter des Landesamts für Verfassungs-
schutz seine Handschrift erkannt habe, führte er aus, dass es für ihn fraglich
sei, wie ein Mitarbeiter des Landesamts für Verfassungsschutz seine Hand-
schrift erkannt haben wolle, da dienstliche Vermerke grundsätzlich nicht hand-
schriftlich und auch nicht mit handschriftlichen Bemerkungen in den nachge-
ordneten Bereich gelangen würden. Im Übrigen bezweifle er auch, dass
Dr. Roewer seine Handschrift kenne.

Nach Abschluss der Zeugenvernehmung wurde die Beratung in nicht öffentli-
cher Sitzung fortgesetzt. Der Beweisantrag gemäß § 13 UAG der Abgeordne-
ten Dr. Klaus und Dr. Müller zum Beweis der Frage, ob der Thüringer Innen-
minister das Landesamt für Verfassungsschutz veranlasst habe, Informationen
über den Bürgermeister der Stadt Blankenhain Schneider und den Beigeordne-
ten Peikow zu gewinnen, die Zeugen Christian Köckert und Dr. Helmut Roe-
wer gegenüberzustellen (vgl. Vorlage UA 3/3 - 28), wurde angenommen.

Weiterhin beschloss der Ausschuss, gemäß § 14 UAG Auskunft über den Stand
der laufenden Ermittlungsverfahren und -gegenstände im Zusammenhang mit
der ehemaligen Funktion von Dr. Roewer als Präsident des Landesamts für
Verfassungsschutz bei der Staatsanwaltschaft einzuholen.

9. Neunte Sitzung des Untersuchungsausschusses 3/3 am 28. Oktober 2002

In der neunten Sitzung des Untersuchungsausschusses informierte die Landes-
regierung den Untersuchungsausschuss (in nicht öffentlicher Sitzung) über den
"Stand der laufenden Ermittlungsverfahren und -gegenstände im Zusammen-
hang mit der ehemaligen Funktion von Dr. Roewer als Präsident des Landes-
amts für Verfassungsschutz".

In öffentlicher Sitzung wurden dann die Zeugen Innenminister Köckert und
Präsident a.D. Dr. Roewer in Form einer Gegenüberstellung zum Beweis der
Frage vernommen, ob Innenminister Köckert das Thüringer Landesamt für
Verfassungsschutz veranlasst hat, Informationen über den Bürgermeister der
Stadt Blankenhain Schneider und den Beigeordneten Peikow zu gewinnen (vgl.
Vorlage UA 3/3 - 28). Auf die Nachfrage, ob er bei der Aussage bleibe, dass ein
Zettel mit den Namen "Schneider" und "Peikow" nicht übergeben wurde, führ-
te der Zeuge Minister Köckert aus, dass er bei dieser Aussage bleibe.

Der Zeuge Dr. Roewer führte weiter aus, dass er ebenfalls bei seiner in diesem
Zusammenhang gemachten Aussage bleibe. In seinem Beisein sei von Minis-
ter Köckert ein Zettel mit den Namen "Schneider" und "Peikow" geschrieben
und ihm dann übergeben und in diesem Zusammenhang auch ein Auftrag er-
teilt worden. Minister Köckert führte erneut aus, dass er keinen Auftrag erteilt
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habe. Dr. Roewer erläuterte, dass laut seinem Terminkalender an dem Tag nach
der Auftragserteilung, also am 18. Mai 2000, ein Telefonat mit Minister Kö-
ckert stattgefunden habe. Minister Köckert führte dazu aus, dass er sich nicht
an das Telefonat erinnern könne.

Nach Abschluss der Gegenüberstellung der Zeugen wurde die Beratung in nicht
öffentlicher Sitzung fortgesetzt. Der Beweisantrag gemäß § 13 UAG der Ab-
geordneten Dr. Klaus und Pelke zum Beweis der Frage, ob Innenminister Kö-
ckert das LfV veranlasst habe, Informationen über den Bürgermeister der Stadt
Blankenhain Schneider und den Beigeordneten Peikow zu gewinnen, die im
Untersuchungsbericht von Dr. Frisch so bezeichnete Zeugin Frau V. zu ver-
nehmen (vgl. Vorlage UA 3/3 - 29), wurde angenommen.

Die Abgeordneten Dr. Hahnemann und Dr. Koch stellten gemäß § 13 UAG den
Antrag, Beweis darüber zu erheben, "dass der Zeuge Schäfer bei seiner Anhö-
rung durch den Zeugen Dr. Gasser im Sommer 2000 nicht gegenüber diesem
erklärte, dass er diesem nicht die Wahrheit sagen werde, durch Beiziehung der
schriftliche Einlassung des Zeugen Schäfer gegenüber dem mit der Untersu-
chung beauftragten Rechtsanwalt Dr. Gasser" (vgl. Vorlage UA 3/3 - 25). Der
Antrag wurde vom Untersuchungsausschuss gemäß § 13 Abs. 2 Satz 4 Nr. 3
UAG als unzulässig abgelehnt. Gegen diese Entscheidung riefen die Abgeord-
neten Dr. Hahnemann und Dr. Koch die Entscheidung der Kommission nach
§ 13 Abs. 3 UAG an. Die Kommission gelangte zu dem Ergebnis, dass die
Zurückweisung des Beweisantrags in Vorlage UA 3/3 - 25 durch die Ausschuss-
mehrheit zu Recht erfolgt sei (vgl. Vorlage UA 3/3 - 32).

Die Abgeordneten Dr. Hahnemann und Dr. Koch beantragten gemäß § 13 UAG
darüber Beweis zu erheben, "dass es bei den Mitarbeitern des Landesamtes für
Verfassungsschutz bezogen auf die Person und die Amtsführung seines frühe-
ren Präsidenten Dr. Roewer sowie die Personalverwaltung, Rechts- und Fach-
aufsicht des Thüringer Innenministeriums gegenüber dem Landesamt für Ver-
fassungsschutz und seinen Mitarbeitern eine 'Parteiung' in Anhänger und Geg-
ner Dr. Roewers gab". Diese könnte Zeugen dazu motiviert haben, "falsche
oder unvollständige Aussagen über eine Beauftragung zur Informationsbeschaf-
fung über die Herren Schneider und Peikow durch den Innenminister und über
weitere Kontakte zwischen dem Innenminister und dem Landesamt in dieser
Angelegenheit sowie über das Vorhandensein und den Verbleib der in der 'Thü-
ringer Allgemeinen' vom 24. August 2001 veröffentlichen Protokollnotiz über
das fragliche Gespräch zwischen dem Innenminister und Dr. Roewer vom
17. Mai 2000 zu machen und welche Mitarbeiter welcher Fraktion zuzuordnen
sind". Hierzu sollte der Untersuchungsbericht von Rechtsanwalt Dr. Gasser
vom 23. August 2000 beigezogen werden (vgl. Vorlage UA 3/3 - 26).

Der Antrag wurde vom Untersuchungsausschuss gemäß § 13 Abs. 2 Satz 4
Nr. 2 UAG als unzulässig abgelehnt. Auch gegen diese Entscheidung riefen
die Abgeordneten Dr. Hahnemann und Dr. Koch die Entscheidung der Kom-
mission nach § 13 Abs. 3 UAG an. Die Kommission gelangte zu dem Ergebnis,
dass die Zurückweisung des Beweisantrags durch die Ausschussmehrheit un-
ter Berufung auf § 13 Abs. 2 Satz 4 Nr. 2 UAG in der Sache nicht zu beanstan-
den gewesen wäre und zu Recht erfolgt sei (vgl. Vorlage UA 3/3 - 32).

10. Zehnte Sitzung des Untersuchungsausschusses 3/3 am 9. Dezem-
ber 2002

In der zehnten Sitzung des Untersuchungsausschusses wurde die Teilnahme
des Thüringer Landesbeauftragten für den Datenschutz Frau Liebaug an der
nicht öffentlichen Sitzung gemäß § 112 Abs. 1 GO vom Untersuchungsaus-
schuss beschlossen.
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Der Antrag der Herren Schneider und Peikow auf Feststellung ihres Betroffe-
nenstatus gemäß § 15 Abs. 1 UAG wurde vom Untersuchungsausschuss mit
der Begründung abgelehnt, dass beide Personen keine Betroffenen im Sinne
des UAG seien, da sich gegen beide nach dem Sinn des Untersuchungsauftrags
die Untersuchung nicht richte. Eine Einsichtnahme in Protokolle der öffentli-
chen Sitzungen gemäß § 24 Abs. 4 Satz 1 UAG sei daher nicht zulässig.

Die Vernehmung von Frau Regierungsangestellte V. zum Untersuchungsthema
aufgrund des Beweisantrags der SPD-Fraktion (Vorlage UA 3/3 - 29) erfolgte
in VS-Vertraulicher Sitzung.

11. Elfte Sitzung des Untersuchungsausschusses 3/3 am 18. Februar 2003

Die elfte Sitzung des Untersuchungsausschusses fand in nicht öffentlicher Sit-
zung statt. Der Untersuchungsausschuss nahm (in Erfüllung einer Zusage aus
der neunten Sitzung des Ausschusses) zunächst eine Unterrichtung der Lan-
desregierung über die Termine im Zusammenhang einer Krankschreibung und
eines daran anschließenden Urlaubs des Zeugen Dr. Roewer zur Kenntnis.

Da keine weiteren Beweisanträge vorlagen, wurde die Beweiserhebung im
Untersuchungsausschuss 3/3 abgeschlossen.

12. Zwölfte Sitzung des Untersuchungsausschusses 3/3 am 9. April 2003

Die 12. Sitzung des Untersuchungsausschusses fand in nicht öffentlicher Sit-
zung statt. Die Abgeordneten beschlossen einvernehmlich von einem geson-
derten VS-Vertraulichen Bericht über geheimhaltungsbedürftige Tatsachen aus
VS-Vertraulichen Sitzungen abzusehen. Die Abgeordneten erörterten den vor-
liegenden Entwurf des Vorsitzenden für den Abschlussbericht des Untersu-
chungsausschusses (vgl. Vorlage UA 3/3-33).

13. Dreizehnte Sitzung des Untersuchungsausschusses 3/3 am 21. Mai 2003

Die 13. Sitzung des Untersuchungsausschusses fand in nicht öffentlicher Sit-
zung statt. Die Abgeordneten erörterten den vorliegenden Entwurf des Vorsit-
zenden für einen Bericht des Untersuchungsausschusses. Dem Ausschuss la-
gen zum Entwurf des Vorsitzenden drei Änderungsanträge der Fraktionen der
SPD (Vorlage UA 3/3 - 34), der PDS (Vorlage UA 3/3 - 35) sowie der CDU
(Vorlage UA 3/3 - 36) vor. Nummer 1 des Antrags der Fraktion der PDS wurde
zugestimmt. Im Übrigen wurde der Änderungsantrag der Fraktion der PDS
abgelehnt. Der Änderungsantrag der Fraktion der SPD wurde ebenfalls abge-
lehnt. Dem Änderungsantrag der Fraktion der CDU wurde zugestimmt. Dem
insoweit geänderten Abschlussbericht des Untersuchungsausschusses 3/3 wurde
mehrheitlich zugestimmt.

C. Feststellungen und Würdigungen des Untersuchungsausschusses*

Der Untersuchungsausschuss hat in zehn Sitzungen Beweisaufnahmen durch-
geführt und acht Zeugen zum Gegenstand des Untersuchungsauftrags vernom-
men, davon einige mehrfach. Die wesentlichen Ergebnisse der Beweisaufnah-
me sind durch den Untersuchungsausschuss wie folgt zu würdigen:

1. Am 18. Mai 2000 erfolgte im Landesamt für Verfassungsschutz eine Re-
cherche über die Blankenhainer Kommunalpolitiker "Schneider" und "Pei-
kow" in der so genannten NADIS-Personenzentraldatei der Verfassungs-
schutzämter. Zwischen 8.35 Uhr und 8.36 Uhr wurden fünf NADIS-An-

* Auf eine Bewertung der Glaubwürdigkeit der Zeugen wurde vorerst verzichtet.
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fragen zu den Namen "Peikow" und "Schneider" durchgeführt. Bei der
Anfrage ist durch den Bearbeiter die Nummer 3220/31 angegeben wor-
den, wobei 31 für die Bezeichnung des damaligen Referatsleiters 31 (Ober-
regierungsrat Koch) stand.

2. Am Nachmittag des 17. Mai 2000 fand in der Kantine des Landtags ein
Gespräch zwischen dem Innenminister Köckert und dem damaligen Präsi-
denten des Landesamts für Verfassungsschutz Dr. Roewer statt. Davon ist
aufgrund der erfolgten Zeugenaussagen auszugehen, zumal der Zeuge
Köckert das Gespräch nicht ausschließt. Insoweit schließt sich der Unter-
suchungsausschuss dem Bericht von Präsident a.D. Dr. Frisch an.

3. Ob während dieses Gesprächs zwischen Innenminister Köckert und dem
ehemaligen Präsidenten Dr. Roewer ein Auftrag an das Landesamt für Ver-
fassungsschutz erteilt oder in sonstiger Weise durch Innenminister Kö-
ckert veranlasst wurde, durch das Landesamt für Verfassungsschutz Infor-
mationen über die beiden Blankenhainer Kommunalpolitiker Schneider
und Peikow zu gewinnen, kann nicht nachgewiesen werden.

Für den Nachweis einer Auftragserteilung durch Innenminister Köckert
waren die Zeugenaussagen zu widersprüchlich. Die einzelnen Zeugen-
aussagen zu diesem Komplex lassen sich wie folgt zusammenfassen: In
der zweiten Sitzung des Untersuchungsausschusses war Präsident a.D.
Dr. Frisch als Zeuge und Sachverständiger vernommen worden. Er hatte
ausgeführt, dass als Ergebnis seiner Ermittlungen zum Teil erhebliche,
also entscheidende Zweifel an der Existenz dieses Auftrags bei ihm vor-
handen seien. Als Ergebnis seiner Untersuchungen könne die Behaup-
tung, der Minister habe einen entsprechenden Auftrag erteilt, nicht nach-
gewiesen werden. In der dritten Sitzung des Untersuchungsausschusses
hatte der Zeuge Präsident a.D. Dr. Roewer ausgesagt, dass er am Nach-
mittag des 17. Mai 2000 in der Kantine des Thüringer Landtags Minister
Köckert getroffen habe. Es habe sich um ein "Vieraugen"-Gespräch ge-
handelt. Dort habe er den Auftrag erhalten, Informationen über die Kom-
munalpolitiker Schneider und Peikow zu beschaffen. Da er zwar den Na-
men "Schneider" leicht in der Landtagskantine verstanden habe, sich bei
dem Namen "Peikow" über die Schreibweise aber unsicher gewesen sei,
habe der Minister die beiden Namen dann auf den fraglichen Zettel ge-
schrieben. Daraufhin habe er den Auftrag an den Referatsleiter 31, Herrn
Oberregierungsrat Koch, am 18. Mai 2000 weitergeleitet.

Diese Aussage von Dr. Roewer wurde vom Zeugen Schäfer, seinerzeit
Referatsleiter im Landesamt für Verfassungsschutz, teilweise bestätigt.
Er selbst sei am 16. oder 17. Mai 2000 zu Präsident Dr. Roewer gerufen
worden. Dort habe er einen Vermerk gesehen und gelesen, in dem
Dr. Roewer niedergelegt habe, dass die zwei Kommunalpolitiker auf eine
Arbeit für das MfS hin überprüft werden sollten. Dieser Vermerk des ehe-
maligen Präsidenten Roewer konnte im Landesamt für Verfassungsschutz
allerdings nicht aufgefunden werden.

Darüber hinaus wurde die Aussage des Zeugen Dr. Roewer im Hinblick
auf den Zettel mit dem angeblichen Auftrag des Innenministers von Ober-
regierungsrat Koch, seinerzeit Referatsleiter im Landesamt für Verfas-
sungsschutz, bestätigt. Der Zeuge sagte aus, er sei am Vormittag des
18. Mai 2000 in das Dienstzimmer des Präsidenten gerufen worden. Dort
sei ihm von Dr. Roewer ein - höchstens DIN A 6 großer - Zettel mit den
Namen "Schneider" und "Peikow" übergeben worden. Dr. Roewer habe
ihm erläutert, dass er den Zettel von Innenminister Köckert mit dem Auf-
trag erhalten habe, zu prüfen, ob Erkenntnisse zu diesen Personen "in
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Sachen Stasi" vorhanden seien. Oberregierungsrat Koch bestätigte auf
Nachfrage, dass er die Handschrift von Minister Köckert erkannt habe.
Den Zettel mit den Namen habe er später nicht zu den Akten genommen,
sondern geschreddert.

Dieser Aussage des Zeugen Koch wurde vom Zeugen Regierungsamtmann
B. zum Teil widersprochen. Bei dem Zeugen B. handelt es sich um einen
noch aktiven Mitarbeiter des Landesamtes für Verfassungsschutz, der des-
halb in VS-Vertraulicher Sitzung durch den Untersuchungsausschuss ver-
nommen wurde; für den hier wiedergegebenen Teil der Aussagen des Zeu-
gen B. wurde die Vertraulichkeit durch den Untersuchungsausschuss
allerdings aufgehoben. Der Zeuge B. bestätigte, dass er am 18. Mai 2000
ein Gespräch mit seinem Referatsleiter Koch geführt habe, bei dem dieser
ihm einen Zettel mit den Namen "Schneider" und "Peikow gezeigt und
gefragt habe, ob er die Herren kenne. Auch habe Herr Koch gesagt, "das
kommt von ganz oben". Allerdings habe er auf dem fraglichen Zettel die
Handschrift des Präsidenten Dr. Roewer, die er "einigermaßen gut kenne",
erkannt.

Vor dem Untersuchungsausschuss wurde von Innenminister Köckert aus-
gesagt, dass er derartige Aktivitäten des Landesamtes für Verfassungs-
schutz nicht veranlasst habe. Er habe diesbezüglich keine Aufträge er-
teilt. In einer weiteren Sitzung des Untersuchungsausschusses fand dann
erneut eine Beweisaufnahme mit den Zeugen Innenminister Köckert und
Präsident a.D. Dr. Roewer, diesmal in Form einer Gegenüberstellung, statt.
Beide Zeugen blieben bei ihren bisherigen Aussagen. Auch wenn die
Aussage des Präsidenten a.D. Dr. Roewer über die in Frage stehende Auf-
tragserteilung durch Innenminister Köckert von zwei ehemaligen Mitar-
beitern des Landesamtes für Verfassungsschutz zwar im wesentlichen
bestätigt wurde, so waren beide bei dem Gespräch des Innenministers mit
Dr. Roewer, das am 17. Mai 2000 in der Kantine des Landtags stattgefun-
den hat, jedoch nicht anwesend, so dass im Hinblick auf den Inhalt des
Gespräches Aussage gegen Aussage steht.

Zwar ist aufgrund der Zeugenaussagen auch von der Existenz eines ca.
DIN A 6 großen Zettels mit den handschriftlich aufgeführten Namen
"Schneider" und "Peikow" auszugehen; aufgrund der in diesem Punkt di-
vergierenden Zeugenaussagen ist nicht erweislich, dass die Namen auf
dem Zettel in der Handschrift von Minister Köckert geschrieben waren.
Die Erinnerung der Zeugen Koch und B. an die Urheberschaft der Hand-
schrift war unterschiedlich. Die erfolgten Aussagen der Zeugen zu die-
sem Komplex sind für das Ergebnis der Beweiswürdigung des Untersu-
chungsausschusses auch erheblich, weil die Existenz eines entsprechen-
den Zettels mit der Handschrift des Innenministers auch die Existenz des
streitigen Überprüfungsauftrags an das Landesamt für Verfassungsschutz
indiziert hätte. Der fragliche Zettel selbst konnte in den Akten des Lan-
desamtes für Verfassungsschutz nicht aufgefunden werden. Aufgrund der
sich widersprechenden Aussagen der Zeugen Koch und B. konnte die Exis-
tenz des fraglichen Zettels mit den Namen "Schneider" und "Peikow" in
der Handschrift von Herrn Minister Köckert nicht festgestellt werden. Im
Übrigen erscheint es fragwürdig, inwieweit ein Mitarbeiter einer nachge-
ordneten Landesbehörde die Handschrift eines Ministers erkennen kann,
mit dem er in keiner Weise in Kontakt tritt. Der Untersuchungsausschuss
schließt sich im Übrigen der von Dr. Frisch geäußerten Zweifel an der
Zweckmäßigkeit eines solchen Auftrages an. Denn es stellt sich die Fra-
ge, welchen Sinn die Auslösung eines solchen Auftrages am 17. Mai 2000
knapp 1,5 Wochen vor der Stichwahl machen sollte. Schließlich hätte die
Einschaltung des Verfassungsschutzes etwa durch eine Personenbefragung
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und Observation eine längere Zeit der Vorbereitung bedurft und hätte im
Zweifel kaum zu öffentlich verwertbaren Beweisen geführt. Noch frag-
würdiger erscheint dies unter dem Aspekt, dass ein Minister einen sol-
chen Auftrag von gewisser politischer Brisanz einem Mitarbeiter erteilt
haben soll, über dessen Ablösung bereits ernsthafte Überlegungen ange-
stellt worden sind.

4. Bereits am 15. Mai 2000 hatte der Zeuge Hörcher dem Landesamt für
Verfassungsschutz einen Aktenordner mit "Material" über den damaligen
Bürgermeister Schneider der Gemeinde Blankenhain angeboten. Der Re-
gierungsamtmann B. des Landesamtes für Verfassungsschutz hatte den
Zeugen Hörcher jedoch an die Polizei bzw. die Staatsanwaltschaft als zu-
ständige Stelle verwiesen und die Unterlagen nicht entgegengenommen.

5. Es konnte durch den Untersuchungsausschuss trotz Vernehmung aller nach
Auffassung des Untersuchungsausschusses für den zu untersuchenden Sach-
verhalt relevanten Zeugen und der Vorlage von Akten nicht festgestellt
werden, dass der damalige Thüringer Innenminister Köckert das Landes-
amt für Verfassungsschutz veranlasst hat, Informationen über den Blan-
kenhainer Bürgermeister Schneider und den Beigeordneten Peikow zu
gewinnen.

Für den Untersuchungsausschuss steht damit fest - und er schließt sich inso-
weit der Auffassung des Sachverständigen und Zeugen Dr. Frisch an -, dass ein
Auftrag vom damaligen Innenminister Köckert an das Landesamt für Verfas-
sungsschutz, Informationen über die Blankenhainer Kommunalpolitiker Schnei-
der und Peikow zu beschaffen, nicht erteilt wurde.
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D.
Anhang

I. Drucksachen

Drucksache 3/1775THÜRINGER LANDTAG

3. Wahlperiode3. Wahlperiode3 Wahlperiode - Neufassung -Neufassung
30.08.2001

A n t r a g

der Abgeordneten Buse, Dittes, Dr. Fischer, Gerstenberger,
Dr. Hahnemann, Huster, Dr. Kaschuba, Dr. Klaubert, Dr. Koch,
Dr. Stangner, Sojka, Nitzpon, Nothnagel, Ramelow, Scherin-
ger, Sedlacik, Thierbach, Dr. Wildauer, K. Wolf, Zimmer

Einsetzung eines Untersuchungsausschusses

Einsatz des Landesamts für Verfassungsschutz zur Informati-
onsgewinnung über Kandidatinnen und Kandidaten für Kom-
munalwahlen durch den Thüringer Innenminister

Gemäß Artikel 64 Abs. 1 Satz 1 der Verfassung des Freistaats Thüringen in
Verbindung mit § 2 Abs. 2 des Untersuchungsausschußgesetzes und § 83 der
Geschäftsordnung des Thüringer Landtags wird ein Untersuchungsausschuss
eingesetzt.

1. Untersuchungsgegenstand:

Veranlasste der Thüringer Innenminister, Christian Köckert, das Landesamt
für Verfassungsschutz, Informationen über den Bürgermeister der Stadt Blan-
kenhain Schneider und den Beigeordneten der Stadt Blankenhain Peiko zu
gewinnen?

2. Der Untersuchungsausschuss besteht aus zehn Mitgliedern.

3. Der Untersuchungsausschuss soll im Landtag bis zur Vorlage des schriftli-
chen Berichts gemäß § 28 Abs. 5 des Untersuchungsausschußgesetzes mo-
natlich mündlichen Bericht über den Stand des Verfahrens erstatten.

Begründung:

Nach vom ehemaligen Präsidenten des Landesamts für Verfassungsschutz,
Dr. Roewer, bestätigten Presseberichten hat der Thüringer Innenminister Chris-
tian Köckert das Landesamt für Verfassungsschutz im Mai 2000 beauftragt,
Informationen über angebliche "Stasi"-Verwicklungen des damaligen Bürger-
meisters von Blankenhain, Eckhard Schneider, und des Beigeordneten der Stadt

Druck: Thüringer Landtag, 5. September 2001
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Blankenhain, Roland Peiko, zu gewinnen. Es besteht der Verdacht, dass der
Thüringer Innenminister das Landesamt für Verfassungsschutz damit beauf-
tragte, außerhalb des Aufgabenkreises des Verfassungsschutzes Informationen
über die genannten Personen zu gewinnen, um mit diesen den Ausgang der
Bürgermeisterwahl in Blankenhain zu beeinflussen.

Buse Dr. Klaubert Scheringer
Dittes Dr. Koch Sedlacik
Dr. Fischer Dr. Stangner Thierbach
Gerstenberger Sojka Dr. Wildauer
Dr. Hahnemann Nitzpon K. Wolf
Huster Nothnagel Zimmer
Dr. Kaschuba Ramelow
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Drucksache 3/1788THÜRINGER LANDTAG

3. Wahlperiode3. Wahlperiode3 Wahlperiode zu Drucksache 3/1775zu Drucksache 3/1775
- Neufassung -
05.09.2001

Ä n d e r u n g s a n t r a g

der Fraktion der CDU

zu dem Antrag der Abgeordneten Buse, Dittes, Dr. Fischer, Gers-
tenberger, Dr. Hahnemann, Huster, Dr. Kaschuba, Dr. Klaubert,
Dr. Koch, Dr. Stangner, Sojka, Nitzpon, Nothnagel, Ramelow,
Scheringer, Sedlacik, Thierbach, Dr. Wildauer, K. Wolf, Zim-
mer
- Drucksache 3/1775 - Neufassung -

Einsetzung eines Untersuchungsausschusses

Einsatz des Landesamts für Verfassungsschutz zur Informati-
onsgewinnung über Kandidatinnen und Kandidaten für Kom-
munalwahlen durch den Thüringer Innenminister

Nummer 3 des Antrags wird gestrichen.

Für die Fraktion:

Althaus

Druck: Thüringer Landtag, 5. September 2001
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Drucksache 3/1801THÜRINGER LR ANDTAG

3. Wahlperiode3 Wahlperiode3 Wahlperiode zu Drucksache 3/1788D k h 3/1788
zu Drucksache 3/1775
- Neufassung -
06.09.2001

B e s c h l u s s

Einsetzung eines Untersuchungsausschusses

Einsatz des Landesamts für Verfassungsschutz zur Informati-
onsgewinnung über Kandidatinnen und Kandidaten für Kom-
munalwahlen durch den Thüringer Innenminister

Der Landtag hat in seiner 47. Sitzung am 6. September 2001 folgenden Be-
schluss gefasst:

Gemäß Artikel 64 Abs. 1 Satz 1 der Verfassung des Freistaats Thüringen in
Verbindung mit § 2 Abs. 2 des Untersuchungsausschußgesetzes und § 83 der
Geschäftsordnung des Thüringer Landtags wird ein Untersuchungsausschuss
eingesetzt.

1. Untersuchungsgegenstand:

Veranlasste der Thüringer Innenminister, Christian Köckert, das Landesamt
für Verfassungsschutz, Informationen über den Bürgermeister der Stadt Blan-
kenhain Schneider und den Beigeordneten der Stadt Blankenhain Peiko zu
gewinnen?

2. Der Untersuchungsausschuss besteht aus zehn Mitgliedern.

Lieberknecht
Präsidentin des Landtags

Druck: Thüringer Landtag, 19. September 2001
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Drucksache 3/1895THÜRINGER LANDTAG

3. Wahlperiode3 Wahlperiode3 Wahlperiode zu Drucksachen 3/1872/1874
12.10.2001

B e s c h l u s s

Wahl des Vorsitzenden des Untersuchungsausschusses 3/3 und
dessen Stellvertreters gemäß § 5 Abs. 1 und 2 des Untersu-
chungsausschußgesetzes

Der Landtag hat in seiner 50. Sitzung am 12. Oktober 2001 gemäß § 5 Abs. 1
und 2 des Untersuchungsausschußgesetzes Abgeordneten Willibald Böck (CDU)
als Vorsitzenden und Abgeordneten Otto Kretschmer (SPD) als stellvertreten-
den Vorsitzenden des Untersuchungsausschusses 3/3 gewählt.

Lieberknecht
Präsidentin des Landtags

Druck: Thüringer Landtag, 24. Oktober 2001
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THÜRINGER LANDTAG

3. Wahlperiode zu Drucksache 3/1801
24.10.2001

U n t e r r i c h t u n g

durch die Präsidentin des Landtags

Benennung von Ausschussmitgliedern und Ersatzmitgliedern
des Untersuchungsausschusses 3/3 gemäß § 6 Abs. 1 und 2 des
Untersuchungsausschußgesetzes

Gemäß § 6 Abs. 1 und 2 des Untersuchungsausschußgesetzes in Verbindung
mit § 9 Abs. 2 der Geschäftsordnung des Thüringer Landtags sind als Aus-
schussmitglieder und Ersatzmitglieder des Untersuchungsausschusses 3/3 be-
nannt:

1. durch die Fraktion der CDU:

Ausschussmitglieder:

Abgeordneter Willibald Böck
Abgeordneter Christian Carius
Abgeordneter Horst Krauße
Abgeordneter Egon Primas
Abgeordneter Gert Wunderlich
Abgeordnete Christine Zitzmann

Ersatzmitglieder:

Abgeordnete Evelin Groß
Abgeordneter Siegfried Wetzel

2. durch die Fraktion der PDS:

Ausschussmitglieder:

Abgeordneter Dr. Roland Hahnemann
Abgeordneter Dr. Joachim Koch

Ersatzmitglieder:

Abgeordneter Maik Nothnagel
Abgeordneter Steffen Dittes

Druck: Thüringer Landtag, 30. Oktober 2001

Drucksache 3/1922
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Drucksache 3/1922 Thüringer Landtag - 3. Wahlperiode

3. durch die Fraktion der SPD:

Ausschussmitglieder:

Abgeordneter Uwe Höhn
Abgeordneter Otto Kretschmer

Ersatzmitglieder:

Abgeordneter Dr. Alfred Müller
Abgeordnete Dr. Christine Klaus

Lieberknecht
Präsidentin des Landtags
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THÜRINGER LANDTAG

3. Wahlperiode zu Drucksache 3/1922
zu Drucksache 3/1801
09.10.2002

U n t e r r i c h t u n g

durch die Präsidentin des Landtags

Veränderung in der Besetzung des Untersuchungsausschusses 3/3

Die Fraktion der SPD hat mit Schreiben vom 9. Oktober 2002 nachfolgende
Veränderung in der Besetzung des Untersuchungsausschusses 3/3 bekannt ge-
geben:

Neues Ausschussmitglied

Abgeordnete Dr. Christine Klaus
für den Abgeordneten Otto Kretschmer

Neues Ersatzmitglied

Abgeordnete Birgit Pelke
für die Abgeordnete Dr. Christine Klaus

Lieberknecht
Präsidentin des Landtags

Unterrichtung gemäß § 72 Abs. 2 GO

Druck: Thüringer Landtag, 15. Oktober 2002

Drucksache 3/2767
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THÜRINGER LANDTAG

3. Wahlperiode zu Drucksache 3/2808
zu Drucksache 3/1895
22.11.2002

B e s c h l u s s

Wahl des neuen stellvertretenden Vorsitzenden des Untersu-
chungsausschusses 3/3 gemäß § 5 Abs. 1 und 2 des Untersu-
chungsausschußgesetzes

Der Landtag hat in seiner 75. Sitzung am 22. November 2002 gemäß § 5 Abs. 1
und 2 des Untersuchungsausschußgesetzes anstelle des aus dem Landtag aus-
geschiedenen Abgeordneten Otto Kretschmer

Abgeordnete Dr. Christine Klaus als stellvertretende Vorsitzende des UA 3/3
gewählt.

Lieberknecht
Präsidentin des Landtags

Druck: Thüringer Landtag, 4. Dezember 2002

Drucksache 3/2903
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II. Vorlagen des UA 3/3
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E.
Abweichende Meinungen der Abgeordneten Dr. Hahnemann und

Dr. Koch (PDS) sowie der Abgeordneten Höhn und Dr. Klaus (SPD)

I. Stellungnahme gemäß § 28 Abs. 4 Satz 1 des Untersuchungsausschuß-
gesetzes (UAG) der Abgeordneten Dr. Hahnemann und Dr. Koch zum
Bericht des Untersuchungsausschusses "Einsatz des Landesamts für
Verfassungsschutz zur Informationsgewinnung über Kandidatinnen
und Kandidaten für Kommunalwahlen durch den Thüringer Innen-
minister" (UA 3/3)

Der Bericht in der von der Ausschussmehrheit beschlossenen Fassung findet
nicht unsere Zustimmung. Der Bericht kommt zu dem Ergebnis, es sei wider-
legt, dass der frühere Thüringer Innenminister, Christian Köckert, das Landes-
amt für Verfassungsschutz veranlasste, Informationen über den Bürgermeister
der Stadt Blankenhain Herrn Schneider und den Beigeordneten der Stadt Blan-
kenhain Herrn Peikow zu gewinnen. Aus den Ergebnissen der Beweiserhebung
kann diese Schlussfolgerung nicht gezogen werden.

Damit die Gründe für unser abweichendes Votum nachvollzogen werden kön-
nen, gehen wir zunächst auf den gemäß § 28 Abs. 3 Satz 1 UAG dem Ausschuss
vorgelegten Berichtsentwurf des Vorsitzenden ein, um dann zu den Änderun-
gen dieses Entwurfs Stellung zu nehmen, die mit den Stimmen der Ausschuss-
mehrheit in der abschließenden Sitzung des Ausschusses am 21. Mai 2003 be-
schlossen wurden.

1. Der Entwurf des Vorsitzenden beinhaltete folgende Feststellungen und
Beweiswürdigung: "Am Nachmittag des 17. Mai 2000 fand in der Kantine
des Landtages ein Gespräch zwischen dem ehemaligen Innenminister Kö-
ckert und dem damaligen Präsidenten des Landesamts für Verfassungs-
schutz Dr. Roewer statt. Davon ist aufgrund der erfolgten Zeugenaussagen
auszugehen, auch wenn der Zeuge Köckert sich an das Gespräch nicht
mehr erinnert ... Ob während des Gesprächs zwischen Innenminister Kö-
ckert und dem ehemaligen Präsidenten Dr. Roewer ein Auftrag an das Lan-
desamt für Verfassungsschutz erteilt oder in sonstiger Weise durch Innen-
minister Köckert veranlasst wurde, durch das Landesamt für Verfassungs-
schutz Informationen über die beiden Blankenhainer Kommunalpolitiker
Schneider und Peikow zu gewinnen, wurde im Ergebnis nicht nachgewie-
sen." (s. Seite 26 des Berichtsentwurfs)

Hieran schloss sich eine Würdigung der Ergebnisse der Zeugenverneh-
mungen an, die - bis auf die Hinzufügungen - im endgültigen Bericht un-
verändert geblieben ist.

Der Entwurf erwähnt die Aussage des Zeugen Dr. Roewer, der die Mög-
lichkeit der Auftragserteilung am 17. Mai 2000 in der Landtagskantine
unmittelbar bestätigte sowie die der Zeugen Schäfer und Koch, welche die
Möglichkeit der Auftragserteilung zumindest mittelbar stützten, indem sie
bekundeten, den Vermerk Dr. Roewers über das am 17. Mai 2000 mit Innen-
minister Köckert geführte Gespräch, so der Zeuge Schäfer, und einen Zet-
tel mit handschriftlichen Notizen des Innenministers, so der Zeuge Koch,
wahrgenommen zu haben.

Ebenso erheblich für die Annahme, dass der frühere Innenminister dem
Landesamt für Verfassungsschutz den Auftrag erteilte, Informationen über
die Kommunalpolitiker Schneider und Peikow zu beschaffen, war die Aus-
sage des Zeugen Koch, es habe nach der ergebnislos gebliebenen NADIS-
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Anfrage bezüglich einer Stasiverstrickung Schneiders und Peikows den
durch Kalendereintrag belegbaren Auftrag gegeben, in der Sache "Schnei-
der und Peikow" weiter zu ermitteln. Dieser Auftrag müsse auf ein zwi-
schen Dr. Roewer und dem Innenministerium nach dem 17. Mai 2000 statt-
gefundenes Gespräch zurückgeführt werden. (s. Seiten 18 und 21 des Be-
richtsentwurfs)

Trotz der Aussage des Zeugen Dr. Roewer, die zumindest teilweise durch
die Bekundungen der Zeugen Koch und Schäfer bestätigt wurden, hielt
der Entwurf des Vorsitzenden eine Auftragserteilung im Ergebnis weder
für erwiesen noch für widerlegt, weil zum einen die Zeugen Koch und
Schäfer nicht bei den Gesprächen in der Landtagskantine am 17. Mai 2000
anwesend waren und zum anderen der Zeuge B. bekundete, auf dem frag-
lichen Zettel nicht die Handschrift des Innenministers, sondern stattdessen
die des Zeugen Dr. Roewer wiedererkannt zu haben.

Im Ergebnis stellte der Entwurf daher ein "non liquet" fest, weil der Aus-
schuss es weder als bewiesen ansehen konnte, dass der Innenminister den
Auftrag erteilte, noch es als bewiesen ansehen konnte, dass der Innenmi-
nister den Auftrag nicht erteilte.

Bis hierhin fand der Bericht unsere uneingeschränkte Zustimmung.

Zu dem Ergebnis des "non liquet" befand sich dann allerdings die Feststel-
lung in einem unauflösbaren Widerspruch, es sei davon auszugehen, ein
Auftrag sei vom Innenminister nicht erteilt worden. Konkret handelt es
sich um folgendes in sich nicht schlüssige Fazit der Beweiswürdigung:

"Es besteht insoweit eine Situation des 'non liquet', das heißt, ein Beweis
für eine Auftragserteilung durch Innenminister Köckert konnte durch die
dem Untersuchungsausschuss vorliegenden Beweismittel nicht geführt wer-
den. Im Ergebnis schließt sich der Untersuchungsausschuss daher der Auf-
fassung des Sachverständigen und Zeugen Dr. Frisch an, wonach ein Auf-
trag von Innenminister Köckert an das Landesamt für Verfassungsschutz,
Informationen über die Blankenhainer Kommunalpolitiker Schneider und
Peikow zu beschaffen, nicht nachgewiesen werden konnte und daher davon
auszugehen ist, dass ein solcher Auftrag wohl auch nicht erteilt wurde." (s.
Seite 29 des Berichtsentwurfs)

2. Die von der Opposition beantragte Streichung dieses letzten, mit den Wor-
ten "und daher davon auszugehen ist" eingeleiteten Halbsatzes wurde mit
den Stimmen der Ausschussmehrheit in folgende wesentliche Änderun-
gen des Berichts geändert:

a) Die Aussage des Zeugen Dr. Roewer, der Innenminister habe ihm am
17. Mai 2000 in der Landtagskantine einen Auftrag wegen Schneider
und Peikow erteilt, sei nicht glaubhaft, weil

aa) zum einen dieser nur "knapp 1,5 Wochen" vor der Stichwahl
keinen Sinn ergeben hätte und

bb) zum anderen es fragwürdig erscheine, "dass ein Minister einen
solchen Auftrag von gewisser politischer Brisanz einem Mitar-
beiter (erteilte) ..., über dessen Ablösung bereits ernsthafte Über-
legungen angestellt worden" seien.

b) Der geänderte Bericht zieht die Glaubhaftigkeit der Aussage des Zeu-
gen Koch, die Handschrift des Ministers auf dem ihm von Dr. Roe-
wer ausgehändigten Zettel erkannt zu haben, in Zweifel, weil es frag-
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würdig erscheine, "inwieweit ein Mitarbeiter einer nachgeordneten
Landesbehörde die Handschrift eines Ministers erkennen (könne), mit
dem er in keiner Weise in Kontakt" trete.

c) Der Abschnitt C. 5. des Berichts ist gegenüber dem Entwurf neu ge-
fasst. Danach fehlt die Feststellung eines "non liquet" und als Unter-
suchungsergebnis wird die Feststellung hervorgehoben, dass ein Auf-
trag vom damaligen Innenminister nicht erteilt worden sei.

d) Schließlich wurden Wendungen wie "wurde nichts nachgewiesen"
(Abschnitt C. Nr. 3 erster Absatz, Seite 26 des Entwurfs) und "nicht
bewiesen werden" (Abschnitt C. Nr 3 letzter Absatz, Seite 28 des
Entwurfs) durch die Formulierungen "kann nicht nachgewiesen wer-
den" und "nicht festgestellt werden" ersetzt, womit offensichtlich her-
vorgehoben werden soll, dass eine Auftragserteilung durch den Innen-
minister nicht nur nicht habe bewiesen werden können, sondern hier
vielmehr von einem unmöglichen Vorgang auszugehen sei. Ebenso
entspricht es der Tendenz, die Unzweifelhaftigkeit der Aussagen des
Ministers hervorzuheben, wenn die auf Seite 26 des Entwurfs wie-
dergegebene Bekundung des Ministers, er könne sich an eine Zusam-
menkunft mit Dr. Roewer in der Landtagskantine nicht erinnern, er-
setzt wird durch die Wendung, dass er eine solche nicht ausgeschlos-
sen habe.

Zu a)

aa) Wenn der Bericht nunmehr die angebliche Fragwürdigkeit einer Auftrags-
erteilung am 17. Mai 2000 hervorhebt, so setzt er entweder voraus, der
Untersuchungsgegenstand sei auf den Fall der Informationsbeschaffung
zu dem Zweck einer Wahlbeeinflussung begrenzt gewesen, oder er unter-
stellt, dass ausschließlich nur eine Wahlbeeinflussung als Motiv für eine
Auftragserteilung in Betracht gezogen werden könne. Beides ist jedoch
nicht zutreffend.

Untersuchungsgegenstand war nicht, eine Beauftragung zur Informations-
beschaffung zwecks Wahlbeeinflussung zu untersuchen. Es sind auch kei-
ne Umstände erkennbar, die die Annahme rechtfertigen könnten, lediglich
eine Wahlbeeinflussung komme als mögliches Motiv infrage.

Der Zeuge Dr. Roewer sagte vielmehr aus, in dem von ihm behaupteten
Telefongespräch mit dem Innenminister am 18. Mai 2000 sei unter ande-
rem zur Sprache gekommen, inwieweit das Landesamt für Verfassungs-
schutz im Fall von Schneider und Peikow wegen des Verdachts von Kor-
ruption oder Organisierter Kriminalität handeln dürfe. (s. Protokoll der 3.
Sitzung am 30. Januar 2002, Seite 36 f.)

Der Zeuge Koch bestätigte diese Aussage des Zeugen Dr. Roewer. (s. Pro-
tokoll der 5. Sitzung am 27. Februar 2002, Seite 76)

Schließlich spricht auch die Aussage des Vorsitzenden der CDU-Fraktion
im Gemeinderat der Stadt Blankenhain, Herr Hörcher, für die Annahme
von Korruptionsverdacht als einem möglichen Motiv für die Auftragser-
teilung durch den Innenminister. Der Zeuge Hörcher sprach davon, dass er
mit Anschlägen auf seine Gesundheit und sein Leben habe rechnen müs-
sen, weil er Korruptionsfälle in der Gemeinde Blankenhain aufzuklären
versucht habe. Der Schutz seiner Person sei der Grund dafür gewesen,
dass er mit dem Verfassungsschutzmitarbeiter B. in Kontakt getreten sei.
(s. Protokoll der 6. Sitzung am 18. März 2002, Seite 13)
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Die Vernehmung der Zeugen Dr. Roewer in der 3. Sitzung am 30. Janu-
ar 2002, des Zeugen Schäfer in der 4. Sitzung am 13. Februar 2002 und
des Zeugen Koch in der 5. Sitzung am 27. Februar 2002 ergab des Weite-
ren, dass auch die Möglichkeit einer so genannten "Parteikiste" als Motiv
für eine Auftragserteilung in Betracht zu ziehen ist. Laut Zeugen Dr. Roe-
wer werden im Sprachgebrauch des Verfassungsschutzes mit "Parteikiste"
"Parteiintrigen" bezeichnet, die - so der Zeuge Dr. Roewer - gelegentlich
Auslöser für ein Tätigwerden des Verfassungsschutzes gewesen seien. (s.
Protokoll der 3. Sitzung am 30. Januar 2002, Seite 47; Protokoll der 4. Sit-
zung am 13. Februar 2002, Seiten 23 und 24; Protokoll der 5. Sitzung am
27. Februar 2002, Seite 40)

Letztlich ist in diesem Zusammenhang auch bedeutsam, dass der Zeuge
Dr. Roewer bekundete, in dem mit Innenminister Köckert geführten Ge-
spräch in der Landtagskantine am 17. Mai 2000 sei ein möglicher Zusam-
menhang mit einer Kommunalwahl nicht erkennbar gewesen. (s. Protokoll
der 3. Sitzung am 30. Januar 2002, Seite 24)

Aber auch dann, wenn nur eine Wahlbeeinflussung als Motiv in Betracht
gezogen werden könnte, wäre damit eine Auftragserteilung am Tag des
Zusammentreffens in der Landtagskantine nicht unbedingt unwahrschein-
lich:

Der Zeuge Hörcher sagte aus, dass man sich trotz der 22 Prozent, die zur
absoluten Mehrheit gefehlt hätten, wegen der drei Kandidaten im ersten
Wahlgang durchaus noch Chancen für die Stichwahl ausgerechnet habe.
(s. Protokoll der 6. Sitzung am 18. März 2002, Seite 40)

Berücksichtigt man, dass eine mögliche "Stasiverwicklung" mit Hilfe der
NADIS-Abfrage schnell hätte festgestellt werden können, so wäre eine
auf entsprechende Informationen dieser Abfrage fußende Wahlbeeinflus-
sung gegebenenfalls  noch möglich gewesen.

Im Übrigen hätte auch eine erst nach der Stichwahl festgestellte "Stasiver-
wicklung" noch die Möglichkeit eröffnet, die Wahl des Bürgermeisters im
Wege des Wahlprüfungsverfahrens nach § 32 des Thüringer Kommunal-
wahlgesetzes nachträglich zu revidieren.

bb) Die Wertung, es sei fragwürdig, dass Minister Köckert am 17. Mai 2000
den damaligen Präsidenten des Landesamts für Verfassungsschutz einen
Auftrag von gewisser politischer Brisanz erteilte, findet keine Stütze in
der Aussage des Zeugen Köckert.

Keiner der vernommenen Zeugen, einschließlich des Innenministers, ha-
ben bei ihrer Vernehmung bekundet, dass bereits am 17. Mai 2000 über die
Ablösung Dr. Roewers ernsthafte Überlegungen angestellt worden seien.
Vielmehr bekundete der ehemalige Innenminister genau das Gegenteil. Im
fraglichen Zeitpunkt hätten noch keine Gründe vorgelegen, die eine Ent-
lassung Dr. Roewers gerechtfertigt hätten. Dies sei erst der Fall gewesen,
nachdem der Untersuchungsbericht Dr. Gassers vom 23.  August 2000 ("Un-
tersuchungsbericht über in den Medien dargestellte Vorgänge in dem Thü-
ringer Landesamt für Verfassungsschutz und deren Auswirkungen auf die
Funktionsweise des Amtes") vorlag.

Im Einzelnen sagte der Zeuge Köckert in der 8. Sitzung am 7. Oktober
2002 in Bezug auf das Verhältnis zwischen ihm und dem Leiter des Lan-
desamts für Verfassungsschutz folgendes aus: "Die Situation im Mai des
Jahres 2000 war keine entspannte, sondern eine angespannte und belastete
Situation, die sich gegen Ende des Monats Mai und Anfang des Monats
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Juni noch entsprechend steigerte, als Fernsehjournalisten die gesamte Pro-
blematik um Dienel recherchierten, die schließlich als Letztauslöser ....
dazu geführt haben, dass Herr Dr. Roewer vorläufig des Amtes suspendiert
wurde. Die daraufhin vom Minister eingeleiteten Untersuchungen, die Herr
Staatssekretär a. D. Dr. Gasser dann in den folgenden Monaten durchge-
führt hat, haben Erkenntnisse zutage gefördert, die es dem Ministerpräsi-
denten auf meine Empfehlung hin tunlichst sein ließen, Herrn Dr. Roewer
in den einstweiligen Ruhestand zu versetzen ...
Der Entschluss zur Suspendierung Anfang Juni 2000 ist erfolgt, weil die
Wirrnis im Amt bzw. das, was auch an Informationen nach draußen ging,
deutlich machte, dass hier gründlich hineingeleuchtet werden muss ... Diese
Vorwürfe, die damals erhoben worden sind, standen im Raum, waren nicht
belegt, aber mussten untersucht werden. Das führte zur Suspendierung.
Zum damaligen Zeitpunkt war kein Entschluss vorhanden, konnte auch
nicht vorhanden sein, der so schwerwiegend war, einen politischen Beam-
ten seines Amtes zu entheben. Dieser Entschluss ist erst gefallen, als der
Untersuchungsbericht von Herrn Staatssekretär a. D. Dr. Gasser vorlag
und wir damit Erkenntnisse bekamen, die eine Ablösung des Herrn
Dr. Roewer als Amtschef dieses Amtes tunlichst erscheinen ließen." (s.
Protokoll der 8. Sitzung am 7. Oktober 2002, Seiten 11 und 12)

Die Frage des Abgeordneten Dr. Koch, ob am 17. Mai oder am 18. Mai 2000
von ihm bereits die Entscheidung der vorläufigen Suspendierung in Erwä-
gung gezogen worden sei, verneinte der Zeuge Köckert mit den Worten:
"Eigentlich erübrigt sich eine Antwort auf diese Frage nach dem, was ich
vorlaufend schon gesagt habe. Allerdings war das Verhältnis Mitte Mai
vom Minister zum Präsidenten des Landesamts nicht spannungsfrei." (s.
aaO S. 13)

Im weiteren Verlauf seiner Vernehmung in der 8. Sitzung am 7. Oktober
2002 erläuterte der Zeuge Köckert, dass die Spannungen, die bereits Mitte
Mai zwischen ihm und Dr. Roewer bestanden hätten, auf einem Vorfall im
Zusammenhang mit dem Anschlag auf die Jüdische Synagoge in Erfurt
beruht hätten. Zu dem Entschluss der vorläufigen Suspendierung des Amts-
leiters hätten aber erst konkrete Vorwürfe wie die Angelegenheit "Dienel"
geführt, die erst Anfang Juni zutage getreten seien. (s. Protokoll der 8. Sit-
zung am 7. Oktober 2002, Seiten 20 und 21)

Diese Aussagen des Zeugen Köckert belegen eindeutig, dass es am 17. Mai
2000 noch keine Überlegungen über eine vorläufige Suspendierung Dr.
Roewers, erst recht aber noch keine Überlegungen über eine "Ablösung"
des Leiters des Landesamts für Verfassungsschutz gegeben haben konnte.

Dies wurde letztlich auch vom Zeugen Dr. Roewer bestätigt, der das Ver-
hältnis zum Innenminister zum fraglichen Zeitpunkt als "normal" bezeich-
nete. Störungen in den Beziehungen zum Innenminister seien ihm erst am
Vorabend seiner Suspendierung bewusst geworden. (s. Protokoll der 9. Sit-
zung am 28. Oktober 2002, Seite 14)

Schließlich ist die Qualifizierung des fraglichen Auftrags als "von gewis-
ser politischer Brisanz" in dieser Allgemeinheit nach dem Ergebnis der
Beweiserhebung nicht haltbar.

Der Zeuge Dr. Roewer erklärte, dass es für ihn am 17. Mai 2000 keinesfalls
erkennbar gewesen sei, dass der Auftrag "besonders heikel" war. (s. Proto-
koll der 9. Sitzung am 28. Oktober 2002, Seite 23)

Schließlich seien derartige Aufträge wie der fragliche vom 17. Mai 2000
in seiner Amtszeit öfters erteilt worden.
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Zu b)

Die Feststellung, es erscheine fragwürdig, "inwieweit ein Mitarbeiter einer nach-
geordneten Landesbehörde die Handschrift eines Ministers erkennen (könne),
mit dem er in keiner Weise in Kontakt" trete, vermag weder aufgrund der Aus-
sage der Zeugen Koch und Dr. Roewer noch aufgrund der allgemeinen Lebens-
erfahrung zu überzeugen.

Der Zeuge Koch, der die Handschrift des Ministers auf dem fraglichen Zettel
wiedererkannt haben will, war zum damaligen Zeitpunkt nicht nur Referatslei-
ter, sondern auch amtierender Abteilungsleiter. Die Behauptung, ein amtieren-
der Abteilungsleiter einer einem Ministerium unmittelbar nachgeordneten Be-
hörde trete "in keiner Weise in Kontakt" mit dem zuständigen Minister, kann in
dieser kategorischen Ausschließlichkeit nicht nachvollzogen werden.

Als Referatsleiter und amtierender Abteilungsleiter hatte der Zeuge Koch ver-
mutlich dienstlich einen sehr viel engeren Kontakt zum Amtsleiter als der ihm
- dem Zeugen Koch - nachgeordnete Zeuge B. Demzufolge ist es sehr viel eher
wahrscheinlich, dass der Zeuge Koch im Stande war zu erkennen, dass es sich
bei der Handschrift auf dem fraglichen Zettel nicht um die Handschrift Dr.
Roewers handelte, als dass der Zeuge B. diese als diejenige des Amtsleiters
identifizieren konnte.

Der Zeuge Koch bekundete, er habe gelegentlich auch handschriftliche Notizen
des Innenministers auf dem Schreibtisch des Präsidenten gesehen. (s. Protokoll
der 5. Sitzung am 27. Februar 2002, Seite 23)

Der Zeuge Köckert bestätigte diese Aussage zwar nicht, er schloss aber
andererseits auch nicht die Möglichkeit aus, dass sich auch von ihm mit der
Hand Geschriebenes im Landesamt befunden haben könnte. In diesem Zusam-
menhang sagte der Zeuge aus, dass man "im Landesamt für Verfassungsschutz
kaum irgendeine Akte finden (werde), wo irgendetwas handschriftliches (von
ihm) stehe". (s. Protokoll der 8. Sitzung am 7. Oktober 2002, Seite 39)

Im Ergebnis ist somit zumindest von einer Möglichkeit auszugehen, dass es
handschriftliche Vermerke des Ministers gab, die dem Zeugen Koch gelegent-
lich auf dem Schreibtisch des Präsidenten zu Gesicht gekommen sein könnten.

Der Zeuge Dr. Roewer erwiderte auf die Frage der Abgeordneten Pelke, ob er
handschriftliche Aufzeichnungen vom Innenminister auf seinem Schreibtisch
gehabt habe, gelegentlich hätten sich Fotokopien von Unterlagen aus dem Mi-
nisterium im Landesamt befunden. (s. Protokoll der 9. Sitzung am 28. Oktober
2002, Seiten 28 und 29)

Dennoch bestehen Zweifel hinsichtlich der Annahme, der Zeuge Koch habe am
18. Mai 2000, als ihm von Dr. Roewer der Zettel ausgehändigt wurde, die Hand-
schrift des Innenministers erkennen können. Andererseits kann es aber auch
nicht aufgrund der Lebenserfahrung als selbstverständlich vorausgesetzt wer-
den, dass der Zeuge die Handschrift des Ministers nicht wieder erkennen konn-
te. Sowohl in dem einen als auch in dem anderen Fall lassen sich vernünftige
Zweifel nicht ausschließen.

Zu c)

Im Ergebnis sind daher die Überlegungen zur Glaubhaftigkeit der Aussagen der
Zeugen Dr. Roewer und Koch, um die die Ausschussmehrheit den ursprüngli-
chen Bericht ergänzte, nicht haltbar. Sie fußen weder auf den Aussagen der
Zeugen noch lassen sie sich aufgrund sonstiger unstrittiger Tatsachen und Er-
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kenntnisse rechtfertigen. Im Übrigen stehen sie in einem merkwürdigen Kon-
trast zu der durchgängig von der Ausschussmehrheit gehandhabten Praxis, die
Fragen und Beweisanträge der beiden Ausschussmitglieder der antragstellen-
den Fraktion ausnahmslos abzulehnen, soweit diese sich auf Indiztatsachen be-
zogen, die für die Würdigung der Glaubwürdigkeit der Zeugen oder der Glaub-
haftigkeit von Zeugenaussagen erheblich waren.

Im Gegensatz zum endgültigen Bericht ging der Berichtsentwurf zu recht vom
Vorliegen eines "non liquet" aus. Der im Strafprozessrecht geltende rechtsstaat-
liche Grundsatz "im Zweifel für den Angeklagten" kann weder unmittelbar noch
analog zugunsten des ehemaligen Innenministers Köckert, der vor dem Unter-
suchungsausschuss Zeuge und nicht Beschuldigter war, herangezogen werden.
Bei dem Grundsatz "in dubio pro reo" handelt es sich um eine strafprozessuale
Entscheidungsregel und nicht um einen Grundsatz der Beweiswürdigung. Er
wäre nur dann einschlägig, wenn der Untersuchungsausschuss nach abgeschlos-
sener Beweiswürdigung einen Schuld- oder Rechtsfolgenausspruch hätte tref-
fen müssen, was selbstverständlich im parlamentarischen Untersuchungsver-
fahren nicht der Fall ist.

Erfurt, 19. Juni 2003

Dr. Hahnemann
Dr. Koch
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II. Abweichende Meinung gemäß § 28 Abs. 4 Satz 1 Untersuchungsaus-
schußgesetz (UAG) der Ausschussmitglieder der SPD-Fraktion im
Thüringer Landtag zum Bericht des Untersuchungsausschusses 3/3:

Im Gegensatz zu der CDU-Mehrheit im Untersuchungsausschuss 3/3 können
wir nach den uns vorliegenden Beweisen nicht zu dem Untersuchungsergebnis
gelangen, dass der damalige Innenminister Köckert das Landesamt für Verfas-
sungsschutz nicht veranlasst hat, Informationen über den Bürgermeister der Stadt
Blankenhain Schneider und den Beigeordneten der Stadt Blankenhain Peikow
zu gewinnen. Ferner steht für uns - im Gegensatz zur CDU-Ausschussmehrheit
- keineswegs fest, dass ein Auftrag vom damaligen Innenminister Köckert an
das Landesamt für Verfassungsschutz, Informationen über die Blankenhainer
Kommunalpolitiker Schneider und Peikow zu beschaffen, nicht erteilt wurde.
Diese von denen der CDU-Mehrheit im Untersuchungsausschuss 3/3 abwei-
chenden Ergebnisse beruhen zum einen auf der nach der Beweisaufnahme ent-
standenen Situation des so genannten "non liquet" - zu Deutsch: Es besteht
keine Klarheit - (A.), zum anderen auf dem unstreitigen tatsächlichen Gesche-
hensablauf in dem Zeitraum vom 15. bis 18. Mai 2000 (B.).

A. Die so genannte "non liquet"-Situation
Zu Recht ging der Entwurf des Berichts über die Arbeit des Untersuchungsaus-
schusses 3/3 vom 7. April 2003 von der Situation des "non liquet" aus, wonach
"ein Beweis für eine Auftragserteilung durch Innenminister Köckert [...] durch
die dem Untersuchungsausschuss vorliegenden Beweismittel nicht geführt wer-
den" [konnte]. Aussagen der Zeugen Dr. Roewer und Koch, die den damaligen
Innenminister Köckert belasteten, standen Aussagen des Zeugen B. und von
Ex-Minister Köckert selbst entgegen, die einen Informationsbeschaffungsauf-
trag verneinten.
Da in der Situation eines "non liquet" für den vorliegenden Sachverhalt aber
weder ausgeschlossen noch festgestellt werden kann, dass der damalige Innen-
minister Köckert einen Auftrag an das Landesamt für Verfassungsschutz erteil-
te, Informationen über die Blankenhainer Kommunalpolitiker Schneider und
Peikow zu beschaffen, strich die CDU-Mehrheit im Untersuchungsausschuss
3/3 mit Beschluss vom 21. Mai 2003 den zweiten Satz unter Nummer 5 (Sei-
te 29) aus dem Abschlussbericht-Entwurf. Offensichtlich war man bei der CDU-
Mehrheit nicht gewillt, die "non liquet"-Situation und deren Konsequenzen für
das Arbeitsergebnis des Untersuchungsausschusses 3/3 zur Kenntnis zu neh-
men. Statt dessen war es der Wille der CDU-Mehrheit im Untersuchungsaus-
schuss 3/3, dem ehemaligen Innenminister Köckert trotz gegenteiliger Aussa-
gen der Zeugen Dr. Roewer und Koch zu bescheinigen, keinen Auftrag zur In-
formationsbeschaffung über die Kommunalpolitiker Schneider und Peikow aus
Blankenhain erteilt zu haben. Die Mühe, im Abschlussbericht darzulegen, war-
um die Zeugenaussagen von Dr. Roewer und Herrn Koch unglaubhaft sein könn-
ten, der Zeuge B. und Ex-Innenminister Köckert hingegen glaubwürdig seien,
machte sich die CDU-Mehrheit im Untersuchungsausschuss 3/3 nicht.
Die Tatsache, dass die Situation eines "non liquet" das Ergebnis der Beweisauf-
nahme des Untersuchungsausschusses 3/3 ist, können aber auch die von der
CDU-Mehrheit beschlossenen Änderungen im Abschlussbericht nicht in Frage
stellen.

B. Der tatsächliche Geschehensablauf in dem Zeitraum vom 15. bis
18. Mai 2000

Der tatsächliche Geschehensablauf in dem Zeitraum vom 15. bis 18. Mai 2000
lässt keine Zweifel an der Tatsache zu, dass von Seiten der Führungsspitze ent-
weder im Thüringer Innenministerium oder im Landesamt für Verfassungsschutz
Aktivitäten ausgelöst worden sind, Informationen über den Bürgermeister der
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Stadt Blankenhain Schneider und den Beigeordneten der Stadt Blankenhain
Peikow zu gewinnen. Dies ergibt sich aus den nachfolgenden Tatsachen:

I. Am 15. Mai 2000 bot der Zeuge Hörcher dem Regierungsamtmann B.
vom Landesamt für Verfassungsschutz einen Aktenordner mit "Material"
über den damaligen Bürgermeister Schneider der Gemeinde Blankenhain
an.

II. Am Nachmittag des 17. Mai 2000 fand in der Kantine des Thüringer Land-
tags ein Gespräch zwischen dem damaligen Innenminister Köckert und
dem damaligen Präsidenten des Landesamts für Verfassungsschutz
Dr. Roewer statt.

III. Am 18. Mai 2000 wurden im Landesamt für Verfassungsschutz in der Zeit
zwischen 8.35 Uhr und 8.36 Uhr fünf NADIS-Anfragen zu den Namen
"Peikow" und "Schneider" durchgeführt.

IV. Ebenfalls am 18. Mai 2000 haben die Zeugen Koch und B. einen höchs-
tens DIN A 6 großen Zettel mit den handschriftlich verfassten Namen
"Schneider" und "Peikow" im Landesamt für Verfassungsschutz gesehen,
der vom damaligen Präsidenten des Landesamts für Verfassungsschutz an
den zuständigen Mitarbeiter, den Zeugen Koch, weitergeleitet wurde.

Da der damalige Präsident des Landesamts für Verfassungsschutz, Herr
Dr. Roewer, vom damaligen Innenminister Köckert einen solchen Auftrag zur
Informationsbeschaffung über den Bürgermeister der Stadt Blankenhain Schnei-
der und den Beigeordneten der Stadt Blankenhain Peikow erhalten haben will,
der ehemalige Innenminister Köckert dies aber nach eigener Aussage nicht ver-
anlasst habe, steht damit zugleich fest, dass einer von beiden vor dem Untersu-
chungsausschuss 3/3 nicht die Wahrheit gesagt hat. Entweder Herr Köckert oder
aber Herr Dr. Roewer hat sich damit wegen falscher uneidlicher Aussage nach
§ 153 Abs. 2 StGB strafbar gemacht.

Dr. Christine Klaus
Uwe Höhn




